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Eine Berufsausbildung galt in der industriell 
geprägten Gesellschaft der Nachkriegszeit meist 
als Garant für eine qualifi zierte berufl iche Tätig-
keit – nicht selten für ein ganzes Berufsleben. Dies 
hat sich grundlegend gewandelt. Zwar ermögli-
chen formale Bildungsabschlüsse und  eine hohe 
Qualifi zierung nach wie vor bessere Zugangs- und 
Verbleibchancen in Beschäftigung, sie gehen je-
doch nicht mehr selbstverständlich mit stabilen 
Berufsverläufen und sicheren Aufstiegskarrieren 
einher. Erwerbsarbeit von heute ist vielschich ti-
ger und instabiler geworden. Sie ist geprägt von 
veränderten Marktanforderungen und von ra-
schen technisch-organisatorischen Verände rungs -
prozessen, die sich in höheren fachlichen Anfor-
derungen, aber auch in steigenden Anforderungen 
an die Flexibilität und Veränderungsbereitschaft 
der Menschen niederschlagen. Erwerbsarbeit hat 
sich ferner durch den Wandel  von gesellschaft-
lichen Verhältnissen und  individuellen Lebens-
entwürfen sowie einer steigenden Bedeutung der 
Frauenerwerbstätigkeit verändert. Häufi gere Ein-, 
Aus- und Umstiege, Phasen der Nicht-Erwerbsar-
beit, der Selbstständigkeit und vielfältige Formen 
„atypischer“ Beschäftigung kennzeichnen die Er-
werbslandschaft. 
Eine Politik, die darauf zielt, solche Verände-
rungsprozesse zu gestalten und abzusichern sowie 
Menschen zu ermutigen und sie dabei zu unter-
stützen, ihre Wünsche und Interessen umzuset-
zen, steht vor großen Herausforderungen und 
muss neue Antworten suchen. 
In der bildungs- und beschäftigungspoliti-
schen Debatte gewinnt der Begriff „Beschäfti-
gungsfähigkeit“ zunehmend an Bedeutung. Dem 
angelsächsischen Kontext entlehnt, hat er nicht 
zuletzt durch die EU-Beschäftigungsstrategie auch 
Eingang in die Reformdiskussionen in Deutsch-
land gefunden.
Auffällig ist, dass der Begriff, trotz seines 
 häufi gen Gebrauchs sowohl im wissenschaftli-
chen als auch im politischen Kontext, meist un-
scharf und vage bleibt. Es stellt sich deshalb die 
Frage, ob er sich als neues Leitbild für die Bil-
dungs- und Beschäftigungspolitik eignet und z.B. 
für die künftige Ausgestaltung einer Arbeits- bzw. 
Beschäftigungsversicherung inhaltliche Orien-
tierungen bieten kann. 
Wir haben Dr. Katrin Kraus, Universität Zü-
rich, gebeten, diese Frage näher zu beleuchten. 
Sie kommt in der nun vorgelegten Expertise, für 
die wir uns herzlich bedanken, zu einem deut-
lichen Urteil: Beschäftigungsfähigkeit wird vor-
wiegend als Eigenschaft und Leistung der Einzel-
nen betrachtet, sich neuen und sich ständig ver-
ändernden Anforderungen fl exibel anzupassen. 
Daraus resultiert eine Tendenz, die Verantwor-
tung für das Gelingen oder das Scheitern von 
 berufl icher Integration alleine den Individuen 
zuzuschreiben. „Beschäftigungsfähigkeit“ greift 
damit als Leitbild einer zukünftigen Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik zu kurz. Die Autorin 
kritisiert, dass ein derartiges Verständnis den Bei-
trag der Unternehmen sowie die Relevanz sozio-
ökonomischer Bedingungen und politischer Rah-
mensetzungen außer Acht lässt. Der aktuelle Dis-
kurs um Beschäftigungsfähigkeit verengt zudem 
die politischen Bemühungen um Chancengleich-
heit und die Schaffung egalitärer Strukturen da-
rauf, dass jeder und jede Einzelne fi t gemacht 
wird für den Wettbewerb und so zum wirtschaft-
lichen Erfolg des Unternehmens und der Volks-
wirtschaft beitragen kann. 
Katrin Kraus belässt es nicht bei kritischen 
Einwänden, sondern benennt in ihrer Analyse 
die Aufgaben für politisches und betriebliches 






Ausgangspunkt ihrer Überlegungen ist der 
„entstandardisierte Lebenslauf“, der das klas-
sische Drei-Phasen-Modell des Lebenslaufs (Ju-
gend, Erwachsenenalter, Alter) mit den dazuge-
hörigen Erwerbsstadien (Berufsausbildung, Er-
werbstätigkeit, Rente)  ablöst. In den Veränderun-
gen von Lebensläufen spiegeln und bündeln sich 
gesellschaftliche Entwicklungen: So nehmen z. B. 
Kontinuitätserwartungen ab, es kommt zu einer 
Vervielfältigung von Übergängen, zu einer Indi-
vidualisierung von Lebensläufen, deren Gestal-
tung weniger vorstrukturiert ist und vielmehr 
als Aufgabe und Entscheidungsgegenstand von 
Individuen gesehen werden muss.
Demnach sind nun nicht mehr allein am Be-
ginn und Ende von Beschäftigung, sondern viel-
fach im Verlauf des Erwerbslebens weitreichende 
Veränderungen der berufl ichen Anforderungen 
zu meistern. Das „Managen“ von Veränderungs-
prozessen wird so zur permanenten Aufgabe im 
Erwerbsleben. Um diese Anforderungen zu be-
wältigen, muss die Politik fordernde und för-
dernde Rahmenbedingungen für Individuen und 
Betriebe ausbauen und hemmende Faktoren von 
Beschäftigungsoptionen minimieren. Dazu ge-
hören z.B. eine Qualifi zierung, die sich nicht auf 
das aktuelle Anforderungsprofi l beschränkt, son-
dern einen  „qualifi katorischen Überschuss“ vor-
sieht, aber auch die Durchlässigkeit und Flexibi-
lität des Bildungssystems. Wichtig im Konzept 
der Maximierung von Beschäftigungsoptionen 
ist, dass Betriebe differenzierte Beschäftigungs-
gelegenheiten schaffen. Diese müssen nicht nur 
in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen, son-
dern auch temporären und dauerhaft vorhan-
denen Einschränkungen bei der Erwerbstätigkeit 
Rechnung tragen.
Wir würden uns freuen, wenn der Beitrag 
von Katrin Kraus die kritische Refl exion bildungs- 
und beschäftigungspolitischer Leitbilder anregt 
und befördert und zur Profi lierung und Fortent-
wicklung von Reformansätzen beiträgt.
Ruth Brandherm
Leiterin des Gesprächskreises 




Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik steht 
vor der Herausforderung, Beschäftigungsförde-
rung und soziale Sicherung angesichts sich wan-
delnder sozialer, politischer und ökonomischer 
Rahmenbedingungen zu gewährleisten. Sie muss 
sich hierbei zudem von einheitlichen Lebenslauf-
modellen verabschieden und sich stärker auf spe-
zifi sche Lebenssituationen beziehen.
Vor diesem Hintergrund hat mit „Beschäf-
tigungsfähigkeit“ bzw. Employability eine neue 
Vokabel Eingang in die deutschsprachige bil-
dungs- und beschäftigungspolitische Diskussion 
gefunden, die die politische Debatte polarisiert: 
Die einen verbinden damit die Hoffnung, dass 
Probleme wie Arbeitslosigkeit oder soziale Ex-
klusion gelöst und Deutschlands Position im glo-
balen Wettbewerb gestärkt werden kann; für die 
anderen bündeln sich in der Forderung nach 
 Beschäftigungsfähigkeit bedrohliche Entwicklun-
gen, die das deutsche Modell von sozialer Siche-
rung, sozialpartnerschaftlicher Arbeitsmarktre-
gulation und Berufsbildung in Frage stellen. 
Angesichts dieser Ausgangslage diskutiert die 
vorliegende Expertise, inwieweit Beschäftigungs-
fähigkeit die darin gesetzten Hoffnungen tatsäch-
lich einlösen kann bzw. inwieweit die damit ver-
bundenen Befürchtungen berechtigt sind. Sie 
setzt sich mit den Hintergründen der Diskussion 
in Deutschland auseinander und zeigt die damit 
verbundene Problematik für Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik auf. Dabei wird deutlich, 
dass „Beschäftigungsfähigkeit“ als politisches Leit-
bild in einen umfassenderen Ansatz eingebettet 
werden muss, um eine Individualisierung von 
strukturellen Problemen und eine Pädagogisie-
rung ihrer Lösung zu vermeiden.
Mit der „Maximierung von Beschäftigungs-
optionen“ wird daher eine neue Leitlinie präsen-
tiert, die strukturelle und individuelle Aspekte bei 
der Förderung von Beschäftigung verbindet und 
damit vielfältige politische Handlungs- und Ge-
staltungsmöglichkeiten eröffnet. Es geht hierbei 
um eine Stärkung individueller Handlungsfähig-
keit  angesichts  veränderter  und  dynamischer 
 Arbeitsmarktbedingungen und um eine institu-
tionelle Flexibilisierung, die im politischen Rah-







Beschäftigungsfähigkeit wird im deutschspra-
chigen Kontext in der Regel als Synonym zu 
 Employability oder seltener auch zu Arbeitsmarkt-
fähigkeit verwendet. Bei ersterem handelt es sich 
um  die  Übernahme  des  englischen  Begriffs 
„ employability“ in den deutschen Wortschatz. 
Employability ist aber nicht nur sprachlich, son-
dern auch in Bezug auf Arbeitsmarkt, Berufsbil-
dung und Wohlfahrtsstaat im angelsächsischen 
Kontext verankert (Kraus 2006a, S. 114ff.). Daher 
wird zu Beginn dieses Kapitels das Verständnis 
von „employability“ im Herkunftskontext Groß-
britannien erläutert, bevor im Weiteren auf die 
gesellschaftlichen, politischen und ökonomi-
schen Hintergründe der Übernahme dieses Ansat-
zes in Deutschland eingegangen wird. Im Zuge 
der deutschsprachigen Diskussion hat sich eine 
De fi nition von Beschäftigungsfähigkeit entwi-
ckelt, deren Erläuterung Gegenstand des letzten 
Abschnitts ist.
2.1 Das Verständnis von Employability 
 im Herkunftskontext Großbritannien
Die international-vergleichende Qualifi kations-
forschung geht davon aus, dass es in den einzel-
nen Ländern je ein historisch eingespieltes struk-
turelles Gleichgewicht zwischen Berufsbildung 
und Arbeitsmarkt bzw. Betrieben gibt. Großbri-
tannien und Deutschland gelten hierbei als zwei 
Extreme (Finegold/Soskice 1988): Deutschland 
wird als „High Skills Society“ bezeichnet, d.h. das 
durchschnittliche Niveau individueller Qualifi -
kationen, das vor allem durch das Berufsbildungs-
system bereitgestellt wird, ist relativ hoch. Die 
Arbeitsmarktstrukturen sowie die Lohndistribu-
tion orientieren sich an einem breit ausgebauten 
mittleren Segment und der Arbeitsmarkt bietet 
relativ hohe Beschäftigungssicherheiten, ist aller-
dings auch mit relativ hohen Zugangsbarrieren 
versehen. 
Im Gegensatz dazu stellt sich der Arbeits-
markt in Großbritannien als einfacher zugänglich 
dar, bietet allerdings nur eine geringe Beschäfti-
gungssicherheit und ist stark zwischen einem un-
teren Segment ohne formale berufl iche Qualifi ka-
tion und einem oberen Segment mit akade-
mischen Qualifi kationen differenziert. Dies geht 
auch mit wesentlich größeren Einkommensun-
terschieden und sozialen Polarisierungen einher 
(Brown/Green/Lauder 2001). Auf der Seite des Be-
rufsbildungssystems entspricht dieser Struktur 
ein Zertifi zierungsmodell, das individuell, z.B. im 
Rahmen von Erwerbsarbeit, erworbene Kompe-
tenzen über das System der National Vocational 
Qualifi cations (NVQs) zertifi ziert, aber kaum 
staatliche Strukturen der berufl ichen Bildung be-
reitstellt. Mit dem Bachelor (BA) verfügen die 
Hochschulen allerdings über einen Abschluss, 
der dezidiert auf den Arbeitsmarkt ausgerichtet 
ist und über ein modularisiertes System ebenfalls 
eine starke Individualisierung von Qualifi kations-
profi len zulässt. 
Employability entsteht also im angelsäch-
sischen Kontext über individuelle Qualifi kations-
profi le und das erfolgreiche Navigieren auf einem 
fl exiblen und polarisierten Arbeitsmarkt, wäh-
rend Beschäftigung in Deutschland in weiten Tei-
len auf dem Dualen System berufl icher Bildung 
und berufl ich strukturierten Teilarbeitsmärkten 
im mittleren Segment basiert.
Zu diesem strukturellen Zusammenspiel von 
Berufsbildung und Arbeitsmarkt und dem darin 
eingebetteten Verständnis von individuellen Vo-
raussetzungen für Beschäftigung kommt die un-
terschiedliche Ausrichtung der beiden Wohl-
fahrtsstaaten. Auch hier gelten Großbritannien 




und Deutschland als Gegenspieler, die mit Beve-
ridge und Bismarck unterschiedliche Wege in der 
Sozialpolitik eingeschlagen haben (vgl. dazu auch 
Esping-Andersen 1990). Das Versicherungsmodell 
Bismarckscher Prägung ist – bzw. war – stark an 
vorgängiger Erwerbstätigkeit bzw. abgeleiteten 
An sprüchen ausgerichtet und macht dabei die zu-
vor gezahlten Beiträge nach dem Versicherungs-
prinzip zur Grundlage von Ansprüchen. Der bri-
tische Wohlfahrtsstaat hingegen ist in erster Linie 
steuer- und nicht beitragsfi nanziert und basiert 
auf dem Kriterium der individuellen Bedürftigkeit 
als Grundlage für den Bezug von Leistungen 
(Scharf 2001). Dies führt dazu, dass der individu-
ellen Prüfung von Bedürftigkeit in Großbritan-
nien traditionell ein hohes Gewicht zukommt 
und hierbei die Unterscheidung von „erwerbs-
fähig“ und „nicht-erwerbsfähig“ ein zentrales 
Merkmal ist. Wohlfahrtsstaatliche Leistungen ste-
hen denjenigen zu, die nicht-erwerbsfähig sind, 
was nicht nur ein hohes Stigmatisierungspoten-
zial hat, sondern auch einen starken Akzent auf 
die individuellen Fähigkeiten und Anstrengungen 
zur Sicherung des eigenen Lebensunterhaltes 
legt.
Berufsbildung, Arbeitsmarkt und Wohlfahrts-
staat sind somit in Großbritannien stark indivi-
dualisiert – im Gegensatz zu Deutschland, dessen 
Entwicklung und Strukturen durch eine korpora-
tistische, berufl iche Ausrichtung geprägt wurden.
Um das aktuelle Aufgreifen von Beschäfti-
gungsfähigkeit im deutschen Kontext zu verste-
hen, müssen diese Hintergründe in Bezug auf Be-
rufsbildung, Arbeitsmarkt und Wohlfahrtsstaat 
berücksichtigt werden, denn Beschäftigungsfä-
higkeit liegt im Schnittfeld von Bildungs-, Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik. Die zunehmende 
Bedeutung von Beschäftigungsfähigkeit bzw. Em-
ployability im deutschen Kontext steht im Zu-
sammenhang mit veränderten Bedingungen auf 
dem Arbeitsmarkt, einem Umbau des Sozial-
staates und einer Anpassung des Bildungssystems, 
die Prinzipien aufgreifen, wie sie bis anhin vor 
allem aus dem angelsächsischen Kontext bekannt 
sind. 
2.2 Hintergründe der Diskussion um   
 Beschäftigungsfähigkeit in Deutschland
„Beschäftigungsfähigkeit“ ist mittlerweile auch 
in Deutschland zu einem breit verwendeten Be-
griff im Zusammenhang mit Beschäftigung und 
der darauf bezogenen Bildung geworden. Die 
Grundlage hierfür bilden aktuelle Entwicklungen 
in gesellschaftlicher, politischer und ökonomi-
scher Hinsicht.
Gesellschaftlich liegt ein zentraler Hinter-
grund der Diskussion um Beschäftigungsfähigkeit 
im Prozess der Individualisierung. Hierbei handelt 
es sich um eine gesamtgesellschaftliche Ent-
wicklung, die von der Rücknahme kollektiver 
Verbindlichkeiten und einer abnehmenden Be-
deutung von Institutionen gekennzeichnet ist 
(vgl. bspw. Kron 2000). Dies führt dazu, dass die 
Entscheidungen der Einzelnen in Bezug auf Le-
bensgestaltung und Absicherung von Risiken er-
heblich an Bedeutung gewinnen. Verantwortung, 
die vormals durch gesellschaftliche Vorgaben und 
Institutionen gebunden war, fällt nun dem Indi-
viduum zu, das beständig Entscheidungen über 
die eigene Lebensgestaltung treffen und damit 
auch deren Konsequenzen verantworten muss 
(vgl. Nollmann/Strasser 2004). Die Ambivalenz 
dieser Entwicklung liegt in der Gleichzeitigkeit 
von einer in der Regel als positiv gesehenen Zu-
nahme an Gestaltungsmöglichkeiten und der 
eher belastenden individualisierten Verantwor-
tung für grundlegende Entscheidungen und 
 Risiken im Lebenslauf. Die Betonung von Beschäf-
tigungsfähigkeit als individueller Eigenschaft ent-
spricht – gerade in der Kontrastierung mit der 
traditionellen Orientierung an der Berufsbildung 
– weitgehend der gesellschaftlichen Individua-
lisierung, die ebenfalls die Entscheidungen, 
 Gestaltbarkeit und Verantwortlichkeit durch den 
Einzelnen hervorhebt (Kraus 2006a, S61ff.). 
Als neuere gesellschaftliche Entwicklung 
kommt der demografi sche Wandel hinzu, der als 
strukturelles Phänomen die Veränderung der Al-
tersstruktur der Gesellschaft betrifft und insbe-
sondere in Bezug auf Erwerbsarbeit und soziale 





turelle Veränderung wird von einem intensiven 
öffentlichen Diskurs begleitet, der die daraus re-
sultierende Handlungsnotwendigkeit betont und 
auf teilweise polarisierenden Generationenbil-
dern fußt. Vor diesem Hintergrund wird die Aus-
einandersetzung mit Beschäftigungsfähigkeit in 
Deutschland mit einem deutlichen Bezug zur 
Zielgruppe der älteren Generation geführt. Ange-
sichts der Finanzierungsprobleme der sozialen 
Sicherung – insbesondere der Alterssicherung – 
und dem prognostizierten Fachkräftemangel so-
wie in Übereinstimmung mit entsprechenden 
europäischen Zielvereinbarungen soll die Er-
werbsquote älterer Personen erhöht werden. Die 
Erreichung dieses Ziels erhofft man sich ins-
besondere durch die Steigerung individueller Be-
schäftigungsfähigkeit innerhalb dieser Personen-
gruppe (vgl. Kraus 2007a).
Politisch liegen die Hintergründe für das Auf-
greifen der Idee von Beschäftigungsfähigkeit ne-
ben einer notwendigen strukturellen Anpassung 
von (nationaler) Bildungs-, Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik vor allem in einer zunehmenden In-
ternationalisierung bzw. Europäisierung von Poli-
tik. In Bezug auf Beschäftigungsfähigkeit lässt 
sich vor allem der Einfl uss der Europäischen 
 Union (EU) sehr deutlich nachweisen: Beschäfti-
gungsfähigkeit ist ein wichtiger Eckpunkt im 
Rahmen der Bildungs- und Beschäftigungspolitik 
der EU, der sowohl in die bildungspolitische 
 Strategie des Lebenslangen Lernens wie in die 
„beschäftigungspolitischen Leitlinien“ Eingang 
gefunden hat. Über beide Instrumente hat Be-
schäftigungsfähigkeit auch auf nationalstaat-
licher Ebene an Einfl uss gewonnen, wie beispiels-
weise in Deutschland zu sehen ist (Kraus 2007b, 
2007c). 
Wettbewerbsfähigkeit ist ein Stichwort, das so-
wohl für den gesellschaftlichen und politischen 
als auch vor allem für den ökonomischen Bereich 
neuere Entwicklungen kennzeichnet. Bei Wettbe-
werbsfähigkeit geht es zunächst prinzipiell um 
das Bestehen in einem Wettbewerb mit anderen. 
Als ausschlaggebend für den Erfolg im Wettbe-
werb werden dabei die Fähigkeiten der einzelnen 
Akteure angesehen – seien es Nationen, Regionen, 
Betriebe, Abteilungen oder Individuen. Dies führt 
gesellschaftlich gesehen zu einer Verschiebung 
der Ausrichtung an Chancengleichheit und egali-
tären Strukturen hin zu dem Bemühen, jede und 
jeden Einzelnen fi t zu machen für den Wettbe-
werb. Dem Prinzip der Wettbewerbsfähigkeit liegt 
die Vorstellung zugrunde, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit der je übergeordneten Einheit, wie Be-
triebe, Regionen oder Nationen, über die Wettbe-
werbsfähigkeit der je kleineren Einheit(en), d.h. 
letztlich des Individuums, gewährleistet wird 
(Kraus 2006a, S. 78ff.). Die Kopplung von indivi-
dueller Beschäftigungsfähigkeit und Unterneh-
menserfolg wird beispielsweise an folgendem Zi-
tat deutlich, das aus dem Kontext betrieblicher 
Personalarbeit stammt: „Die Mitarbeiter nehmen 
die Rolle von selbstständig Handelnden ein. Sie 
sind verantwortlich für ihre eigene Wettbewerbs-
fähigkeit und die des Unternehmens“ (Lombriser/
Lehmann 2001, S. 72). Kosten-Nutzen-Rechnun-
gen von Betrieben wie öffentlichen Dienstleistern 
werden nach den Prinzipien von Effi zienz und 
Accountability umstrukturiert, die auf individuell 
messbarer Produktivität und Wertschöpfung ba-
sieren. Für die Beschäftigten bedeutet Beschäfti-
gungsfähigkeit unter diesen Bedingungen die 
Notwendigkeit, die eigene Produktivität und den 
individuellen Beitrag zur Wertschöpfung perma-
nent unter Beweis zu stellen. 
Weitere für die Diskussion um Beschäfti-
gungsfähigkeit relevante Stichworte der ökono-
mischen Entwicklung sind Flexibilisierung und 
Globalisierung, die für die Unternehmen wie für 
den Einzelnen und den Staat die Rahmenbedin-
gungen erheblich verändert haben, sowie die seit 
den 1970er Jahren sich anbahnende Transforma-
tion von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft. 
Beides stellt an die Fähigkeiten der Einzelnen 
neue Anforderungen: Ein höheres Niveau an pro-
zessorientierten, wissensbasierten und refl exiven 
Fähigkeiten sowie eine verstärkte Anpassungsfä-
higkeit und -bereitschaft an sich permanent ver-
ändernde Rahmenbedingungen sind gefragt und 
zählen auch zu den im Employability-Diskurs im-
mer wieder betonten Eigenschaften des Einzel-
nen.
Diese Entwicklungen zeigen den gesellschaft-




grund auf, vor dem Beschäftigungsfähigkeit als 
Idee in den letzten Jahren auch in der berufl ich 
und korporatistisch geprägten Gesellschaft 
Deutschlands, d.h. innerhalb einer „berufl ichen 
Ordnung“ (Kraus 2007c), an Einfl uss gewonnen 
hat. Als neue Vorstellung über die individuellen 
Voraussetzungen für Erwerbstätigkeit fl ankiert 
der Diskurs um Beschäftigungsfähigkeit die ge-
schilderten Entwicklungen und gewinnt sowohl 
im politischen Rahmen als auch für den Ein-
zelnen an Plausibilität. In diesem Kontext hat 
sich ein spezifi sches Verständnis von Beschäf-
tigungsfähigkeit herausgebildet, das im Fol-
genden erläutert wird.
2.3 Zur Defi nition von 
 Beschäftigungsfähigkeit
Die Forderung nach und Konkretisierung von Be-
schäftigungsfähigkeit geht in Deutschland derzeit 
insbesondere von den Unternehmen aus, denn 
vor allem die betriebliche Personalarbeit hat sich 
dieses Konzepts angenommen. Politik und Päda-
gogik greifen das neue Stichwort demgegenüber 
eher zurückhaltend auf: Zwar wird Beschäfti-
gungsfähigkeit hier ebenfalls als neue Anforde-
rung thematisiert, zugleich besteht aber auch 
eine klare und affi rmative Bezugnahme auf das 
System berufl icher Bildung in Deutschland. Auf-
grund der traditionell starken Verpfl ichtung bei-
der gegenüber dem Berufsprinzip und dem Dua-
len System wird die Diskussion um Beschäfti-
gungsfähigkeit hier defensiver aufgegriffen als im 
betrieblichen Kontext. 
Eine Analyse des Verhältnisses von Berufl ich-
keit und Employability zeigt, dass in Deutschland 
eine spezifi sche Rezeption des angelsächsischen 
bzw. internationalen Employability-Diskurses 
stattfi ndet, die in die kritische Auseinanderset-
zung um das Berufskonzept und das Duale System 
berufl icher Bildung einzuordnen ist. Die Beto-
nung von Beschäftigungsfähigkeit leistet hierbei 
einen Beitrag zur Veränderung des Berufskon-
zepts, zielt aber nicht auf eine Ablösung des Be-
rufl ichkeitsprinzips durch Beschäftigungsfähig-
keit. Vielmehr fordert die Betonung von Aspekten 
wie Selbstverantwortung und unternehmeri-
schem Handeln, die den Employability-Diskurs 
in Deutschland kennzeichnen, eine Veränderung 
des Berufskonzepts ein, das gerade jene Elemente 
stärker als Notwendigkeit einer adäquaten Qua-
lifi zierung für den Arbeitsmarkt aufgreifen sollte 
(Kraus 2006a, S. 267f.)
Ausgehend von den aktuellen Veränderun-
gen in den Anforderungen an die Beschäftigten 
bezieht sich Beschäftigungsfähigkeit nicht auf 
konkrete, vorformulierte Inhalte, etwa im Sinne 
eines Curriculums oder einer Ausbildungsord-
nung, vielmehr wird der Arbeitsmarkterfolg der 
Einzelnen zum Maßstab von Beschäftigungsfä-
higkeit gemacht: Hat er/sie eine Beschäftigung, 
verfügt er/sie offensichtlich über Beschäftigungs-
fähigkeit – und umgekehrt: Erwerbslosigkeit kann 
auf individuell fehlende Beschäftigungsfähigkeit 
zurückgeführt und ihre Ursachen damit indivi-
dualisiert werden. Um das „bewegliche Ziel“ indi-
vidueller Beschäftigungsfähigkeit dennoch zu 
konkretisieren, wird in der Literatur überwiegend 
auf drei Aspekte Bezug genommen: 
1) Die Phasen des Beschäftigungsverhältnisses 
Die Einteilung des Beschäftigungsverhältnisses in 
verschiedene Phasen, in denen sich Employabili ty 
zeigt, geht auf eine Defi nition von Hillage und 
Pollard (1998) zurück, die sie im Rahmen einer 
Studie für das britische Department for Education 
and Employment in den 1990er Jahren entwi-
ckelt haben. Sie halten hierin fest: Employability 
umfasst „the ability to gain initial employment“, 
„the ability to maintain employment“ und „the 
ability to obtain new employment“  (Hillage/Pol-
lard 1998, S. 2). Diese Einteilung hat in der wei-
teren Diskussion um Employability einen nach-
haltigen Einfl uss entwickelt und liegt vielen der 
nachfolgenden Defi nitionsversuche von Emplo-
yability – auch im deutschen Kontext – zugrunde 
(vgl. Kraus 2006a, S. 134).
Es wird üblicherweise zwischen folgenden 
Phasen in Bezug auf Beschäftigungsverhältnisse 
unterschieden, die auf der Grundlage der indivi-
duellen „Beschäftigungsfähigkeit“ jeweils erfolg-




Anstellung, der Beginn, die Bewährung und er-
folgreiche Entwicklung im Beschäftigungsver-
hältnis sowie der Wechsel zu einer anderen, in 
der Regel besseren Stelle. Die Phasen werden auf 
unternehmensinterne wie externe Arbeitsmärkte 
bezogen.
2) Fluide, arbeitsmarktseitige Konkretisierung 
Die inhaltlichen Anforderungen, die die Beschäf-
tigungsfähigkeit des Individuums in dem gerade 
beschriebenen Sinne des erfolgreichen Meisterns 
der verschiedenen Phasen in Bezug auf Beschäfti-
gungsverhältnisse ausmachen, werden im aktu-
ellen Diskurs ausschließlich unter Bezugnahme 
auf den Arbeitsmarkt konkretisiert. Denn als In-
dikator für Beschäftigungsfähigkeit dient das Be-
schäftigungsverhältnis und über Beschäftigung 
wird auf dem (internen wie externen) Arbeits-
markt durch die Arbeitgeber auf der Grundlage 
von Angebot und Nachfrage an entsprechend 
qualifi zierter bzw. spezialisierter Arbeitskraft ent-
schieden. 
Als ein zentrales Element von Beschäfti-
gungsfähigkeit wird die Flexibilität hervorgeho-
ben, sich veränderten Anforderungen des Arbeits-
marktes immer wieder anzupassen. Diese Anpas-
sungsleistung umfasst zwei Aspekte: Zum einen 
die beständige Beobachtung des Passungsverhält-
nisses von vorhandener, eigener Arbeitskraft und 
nachgefragter Arbeitskraft sowie zum anderen die 
Bereitschaft, auf eine Lücke bzw. ein Auseinan-
derdriften beider immer wieder mit Anstren-
gungen zur Anpassung der eigenen Arbeitskraft 
zu reagieren. Diese Form der Flexibilität als An-
passung an fl uide Anforderungen stellt den Kern 
von Beschäftigungsfähigkeit als individueller 
 Eigenschaft dar, wie sie zur Zeit diskutiert wird.
Verbunden wird die Forderung nach Flexibi-
lität und Anpassungsbereitschaft an wechselnde 
Arbeitsmarkterfordernisse mit der Forderung 
nach unternehmerischem Handeln. Der Einzelne 
soll sich in Bezug auf seine Beschäftigung verhal-
ten wie ein „Unternehmer in eigener Sache“, d.h. 
gezielt Chancen suchen und nutzen und in die 
eigene Arbeitskraft investieren. Dies beinhaltet 
auch, die Verantwortung zu übernehmen für das 
diesbezügliche Handeln bzw. Unterlassen sowie 
die daraus resultierenden Konsequenzen für sich 
selbst, sein privates Umfeld und den Betrieb. Die 
Konkretisierung der Inhalte von Beschäftigungs-
fähigkeit erfolgt in der aktuellen Diskussion da-
mit von der Unternehmensseite, d.h. der Nach-
frageseite nach Arbeitskraft, während die Rolle 
des Individuums über die permanente, selbstge-
steuerte Anpassung daran defi niert wird. Da sich 
die Anforderungen permanent verändern (kön-
nen), bleibt die inhaltlichte Konkretisierung des 
Ziels dieses Anpassungsprozesses notwendiger-
weise fl uide.
3) Polyvalente Eigenschaft des Individuums 
Beschäftigungsfähigkeit zielt auf das gesamte In-
dividuum. Es geht nicht um eine konkrete, ab-
grenzbare Fähigkeit, die dem Einzelnen einen Er-
folg auf dem (internen wie externen) Arbeits-
markt beschert, sondern um die Gesamtheit sei-
ner Einstellungen, Bereitschaften und Fähigkeiten, 
die auf dem Arbeitsmarkt eingebracht werden. 
Daher ist Beschäftigungsfähigkeit als eine umfas-
sende Disposition des Individuums zu verstehen. 
Diese umfassende individuelle Eigenschaft 
bezieht sich auf zwei Ebenen: zum einen die kon-
kret vorhandenen Fähigkeiten und Bereitschaften, 
die im Rahmen von Beschäftigungsverhältnissen 
eingebracht werden. Zum anderen schließt sie 
aber auch eine refl exive Ebene in Bezug auf das 
Verhältnis von vorhandenen und geforderten 
 Fähigkeiten ein, d.h. das Einnehmen einer be-
obachtenden und evaluativen Perspektive auf das 
Verhältnis zwischen den eigenen, vorhandenen 
Voraussetzungen und dem jeweils arbeitsmarkt-
seitig Geforderten. Dies setzt wiederum spezi-
fi sche Einstellungen, Bereitschaften und Fähig-
keiten des Individuums zur Refl exion voraus, die 
zwar mit den konkreten Anforderungen in Bezug 
auf Beschäftigungsverhältnisse korrespondieren, 
aber nicht mit ihnen identisch sind: Sie beziehen 
sich auf ein anderes Objekt, nämlich die eigene 
Arbeitskraft, und erfordern damit ein höheres 
Maß an Refl exivität. Mit der Anpassung der eige-
nen Einstellungen, Bereitschaften und Fähigkei-





Diese drei Aspekte in der aktuellen Bestim-
mung von Beschäftigungsfähigkeit haben auch 
Eingang in die folgende Defi nition von Employa-
bility bzw. Beschäftigungsfähigkeit gefunden, die 
in Auseinandersetzung mit dem aktuellen 
deutschsprachigen Diskurs entwickelt wurde (vgl. 
Kraus 2007b, S. 241): 
Beschäftigungsfähigkeit bzw. Employabi-
lity bezeichnet die Gesamtheit individuel-
ler Fähigkeiten und Bereitschaften, die es 
den Einzelnen ermöglichen, Beschäfti-
gungsverhältnisse einzugehen, sich wert-
schöpfend in Arbeitsprozesse einzubringen 
und über eine kontinuierliche refl exive 
und evaluierende Beobachtung des Verhält-
nisses von vorhandener und nachgefragter 
Arbeitskraft sowie eine darauf aufbauende 
Anpassung der eigenen Arbeitskraft in 
 Beschäftigung zu bleiben.1  
Deutlich wird in der Auseinandersetzung mit 
dem aktuellen Employability-Diskurs, dass die 
Anforderungen an Beschäftigte über die Thema-
tisierung von Employability einer grundlegenden 
Neuausrichtung unterliegen, ohne die traditio-
nelle Berufsbildung völlig in Frage zu stellen. Ins-
besondere Selbstverantwortung, unternehmeri-
sches Denken und Handeln sowie Refl exivität in 
Bezug auf die eigene Arbeitskraft sind hierbei 
 entscheidende Komponenten. Der Employability-
Diskurs ist somit Teil der Neudefi nition des 
„ Normalarbeitsverhältnisses“ und der dafür not-
wendigen Voraussetzungen auf Seiten des Indi-
viduums. Vor dem Hintergrund des hier skiz-
zierten aktuellen Diskurses wird im folgenden 
Kapitel die Eignung von Beschäftigungsfähigkeit 
als Leitbild für eine künftige Arbeitsmarkt-  und 
Beschäftigungspolitik diskutiert.
  
1 Der aktuelle Diskurs hat vor allen die abhängige Beschäftigung im Blick. Angesichts der zunehmenden Bedeutung verschiedener Formen 
selbstständiger Beschäftigung sowie dem häufi geren Wechsel zwischen bzw. der Kombination von abhängiger und selbstständiger 
 Beschäftigung aufgrund von befristeten, prekären oder instabilen Erwerbsverhältnissen sollte Beschäftigungsfähigkeit allerdings auf 





Im Vorhergehenden wurde das in der aktuellen 
Diskussion vorherrschende Verständnis von Be-
schäftigungsfähigkeit dargelegt, bei dem Arbeits-
markterfolg und Beschäftigung von der individu-
ellen Beschäftigungsfähigkeit abhängig gemacht 
werden. Wendet man sich der Beschäftigungs-
fähigkeit jedoch von einem analytischen Stand-
punkt aus zu, dann wird die Problematik dieses 
Verständnisses schnell deutlich: Die aktuelle 
 Diskussion akzentuiert einseitig die Verantwor-
tung des Individuums und nimmt den Beitrag 
von Seiten der Unternehmen und des Arbeits-
marktes – als Nachfrageseite von Arbeitskraft – 
kaum in den Blick. Die Konzentration auf das 
 Individuum mit seinen Bereitschaften und Fähig-
keiten erweist sich aber als Verkürzung eines 
komplexeren Zusammenhangs, denn Beschäfti-
gung und damit auch die Förderung von Beschäf-
tigung basieren immer auf einer individuellen 
und einer strukturellen Komponente. Die Verkür-
zungen im aktuellen Diskurs sowie daran an-
knüpfende politische Handlungsmöglichkeiten 
lassen sich an den folgenden Aspekten aufzeigen, 
die aber zugleich auch generelle Problematiken 
von Beschäftigungsfähigkeit darstellen und da-
mit auf Grenzen der Eignung dieses Leitbildes für 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik hinwei-
sen:
• Konkretisierung der Voraussetzungen für Be-
schäftigung,
• Realisierung von Beschäftigung, 
• Verantwortung für Beschäftigungsfähigkeit,
• Individualisierung struktureller Problemlagen,
• Gefahr der Pädagogisierung der Problemlösung.
3.1 Die Grenzen von 
 Beschäftigungsfähigkeit als Leitbild 
Konkretisierung der Voraussetzungen für 
Beschäftigung
Eine inhaltliche Konkretisierung von Beschäfti-
gungsfähigkeit als transparentes Set an Fähigkei-
ten und Bereitschaften, die die Voraussetzung für 
Beschäftigung bilden, wird in der aktuellen Dis-
kussion nicht geleistet. Dadurch bleiben die vom 
Einzelnen geforderten Voraussetzungen inhalt-
lich unkonkret und fl uide, was sie für das Indi-
viduum prinzipiell unerreichbar werden lässt, es 
aber zugleich einem permanenten Anpassungs-
druck an ein bewegliches Ziel aussetzt. Individu-
elle Beschäftigungsfähigkeit kann zwar nicht sta-
tisch und unabhängig von den Anforderungen 
des Arbeitsmarktes, aber auch nicht völlig insta-
bil und einseitig defi niert werden (Kraus 2006a, S. 
205–211). Um als Leitbild dienen zu können, 
muss sie vielmehr ein gewisses Maß an Transpa-
renz und Verlässlichkeit bieten, denn nur da-
durch wird sie für das Individuum zu einem sinn-
vollen und erreichbaren Ziel von Entwicklungs-, 
Lern- und Qualifi zierungsprozessen. Der aktuelle 
Diskurs um Beschäftigungsfähigkeit zielt jedoch 
gerade auf die Schaffung eines permanenten An-
passungsdrucks an fl uide Anforderungen. Er führt 
daher nicht zu einer Verstetigung, sondern zu 
 einer Verfl üssigung der für Beschäftigung not-
wendigen Voraussetzungen und damit zu einer 
Verunsicherung der Position des Individuums im 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage nach Ar-
beitskraft. 
Die Möglichkeit zur inhaltlichen Konkreti-
sierung der Voraussetzung für Beschäftigung liegt 
in der Relation von Nachfrage und Angebot von 





Arbeitskraft. Hierbei spielen quantitative Fakto-
ren wie Umfang, Dauer oder Zeitpunkt, und qua-
litative Faktoren wie Spezialisierung, Qualifi ka-
tion, Erfahrung, Anpassungsfähigkeit oder Leis-
tungsvermögen, eine Rolle. Beschäftigungsfähig-
keit als Voraussetzung für Beschäftigung ist also 
im engeren Sinne ein Passungsverhältnis von An-
gebot und Nachfrage von Arbeitskraft, das unter 
Einbeziehung beider Seiten auszuhandeln ist. Im 
vorher dargelegten Verständnis von Beschäfti-
gungsfähigkeit ist dieses Verhältnis jedoch einsei-
tig konzipiert: Die inhaltliche Konkretisierung 
erfolgt durch die Nachfrageseite nach Arbeits-
kraft, die Anbieter/innen müssen sich hingegen 
durch eine permanente Anpassung an fl exible 
Anforderungen auszeichnen. Damit wird Beschäf-
tigungsfähigkeit inhaltlich auf Anpassungsfähig-
keit reduziert, die eigentlich nur einen Aspekt in 
diesem Passungsverhältnis ausmacht. Als Ziel in-
dividueller Entwicklung bleibt Beschäftigungs-
fähigkeit so zudem prinzipiell prekär und fragil, 
da sie als permanenter Anpassungsprozess an ei-
nen sich verändernden Zustand konzipiert ist.
Eine politische Aufgabe in Bezug auf die in-
haltliche Konkretisierung der Voraussetzungen 
für Beschäftigung liegt daher in der Rahmung, 
Strukturierung und Verstetigung der Aushand-
lung des inhaltlichen Passungsverhältnisses von 
Arbeitskraft. Dies kann beispielsweise realisiert 
werden, indem Prozesse der Defi nition von trans-
parenten und transferierbaren Kernqualifi katio-
nen und Berufsbildern initiiert und gesteuert 
werden. Auf diese Basis können dann wiederum 
fl exible Elemente zum Erhalt bzw. zur Wiederher-
stellung des Passungsverhältnisses sowie entspre-
chende Angebote und Maßnahmen aufbauen. 
Über solche Defi nitions- und Aushandlungspro-
zesse kann Transparenz in den inhaltlichen An-
forderungen, die Individuen für eine Erwerbs-
tätigkeit benötigen, und deren Wandel hergestellt 
werden. So entsteht ein verlässlicher Rahmen für 
den Erwerb der entsprechenden Fähigkeiten und 
Bereitschaften, der den Anforderungen nach 
 Flexibilität, Transparenz und Verlässlichkeit glei-
chermaßen gerecht wird.
Realisierung von Beschäftigung
Das Zustandekommen und die Dauer von Be-
schäftigungsverhältnissen sind neben den Vo-
raussetzungen auf Seiten des Individuums, d.h. 
seinen Fähigkeiten und Bereitschaften, die als Be-
schäftigungsfähigkeit im engeren Sinne bezeich-
net werden können, auch von den Bedingungen 
auf (unternehmensinternen und -externen) Ar-
beitsmärkten abhängig. Vielfältige Faktoren üben 
hierbei einen Einfl uss aus, der sich relativ unab-
hängig von individuellen Eigenschaften positiv 
oder negativ auf die Wahrscheinlichkeit des Zu-
standekommens und die Permanenz von Beschäf-
tigungsverhältnissen auswirken kann: Arbeits-
markteffekte wie Strukturwandel oder Produkti-
vitätsveränderungen, konjunkturelle, innova-
tions- oder börsenbedingte Beschäftigungseffekte, 
re gionale oder branchenspezifi sche Bedingungen, 
demografi sche Entwicklungen, Veränderungen 
im Konsumverhalten, politische Rahmenbedin-
gungen wie Zollbestimmungen, Handelsabkom-
men oder Alterssicherung sowie nicht zuletzt 
auch die Qualität des Unternehmensmanage-
ments. Verortet man – wie im aktuellen Diskurs 
– über Beschäftigungsfähigkeit die Voraussetzun-
gen für Beschäftigung einseitig auf der Seite in-
dividueller Eigenschaften, erfolgt implizit eine 
Überwälzung von Verantwortung für diese, die 
Beschäftigungschancen in erheblichem Maße 
 beeinfl ussenden Faktoren auf das Individuum, 
obwohl sie außerhalb seiner Handlungs- und Ein-
fl ussmöglichkeiten liegen.
Politisch ist daher ein verlässlicher Rahmen 
zu schaffen, innerhalb dessen das Individuum 
seine Fähigkeiten als Grundlage für Beschäftigung 
über berufl iche und allgemeine Bildung aufbauen 
und entwickeln kann sowie Anreize erhält, dies 
zu tun. Denn Aufbau und Entwicklung der jeweils 
notwendigen Voraussetzungen für eine Erwerbs-
tätigkeit, d.h. der individuellen Fähigkeiten und 
Bereitschaften als Beschäftigungsfähigkeit im en-
geren Sinne, liegen tatsächlich innerhalb der 
Handlungs- und Einfl ussmöglichkeiten der/des 
Einzelnen. Die Benennung dieser individuellen 
Verantwortung im Hinblick auf die Vorausset-





notwendigerweise, das Individuum auch für die 
Realisierung von Beschäftigung alleinverantwort-
lich zu machen, die in erheblichem Maße von 
externen Faktoren beeinfl usst wird. 
Verantwortung für Beschäftigungsfähigkeit
Die Frage der Verantwortung für Beschäftigungs-
fähigkeit tangiert ebenfalls individuelle und 
strukturelle Aspekte. Die/der Einzelne trägt die 
Verantwortung für den Erwerb und die Entwick-
lung der individuellen Voraussetzungen für Be-
schäftigung, d.h. Beschäftigungsfähigkeit i.e.S. 
Es geht dabei um Eigeninitiative, Motivation, In-
vestitions- und Risikobereitschaft sowie indivi-
duelle Anstrengungen, die es erst ermöglichen, 
die für eine Beschäftigung notwendigen Fähig-
keiten und Bereitschaften zu entwickeln. Aller-
dings ist dieser individuelle Aspekt wiederum nur 
eine Seite der Medaille: Die Verantwortung für 
Aufbau und Erhalt der notwendigen Fähigkeiten 
und Bereitschaften kann nicht einseitig beim In-
dividuum verortet werden, vielmehr wirken Un-
ternehmen und Staat ebenfalls als wichtige 
 Akteure. Verantwortung für Beschäftigungsfähig-
keit bedeutet hier die Herstellung förderlicher 
Rahmenbedingungen für die Entwicklung von 
individueller Beschäftigungsfähigkeit, d.h. von 
Rahmenbedingungen für einen grundlegenden 
Kompetenzaufbau und darauf basierend eine 
 fl exible Anpassung des Einzelnen an sich wan-
delnde  Anforderungen und Bedürfnisse. In Bezug 
auf Beschäftigung geht es aber auch um die 
 Schaffung von strukturellen Bedingungen, die 
eine Reali sierung individuell gegebener Voraus-
setzungen durch das Zustandekommen von Be-
schäftigungsverhältnissen erst ermöglichen. 
Daraus ergeben sich Handlungsmöglichkei-
ten auf zwei Ebenen. Auf der organisationalen 
Ebene des Einzelunternehmens umfasst der As-
pekt der Verantwortung für Beschäftigungsfähig-
keit bzw. Beschäftigung Fragen der Arbeitsorga-
nisation, der Personal- und Organisationsent-
wicklung, der Weiterbildung, der Gestaltung von 
internen Arbeitsmärkten sowie der fl exiblen Ab-
federung von individuellen Beschäftigungsein-
schränkungen. Aus politischer Perspektive spielt 
neben der Förderung einer entsprechenden Un-
ternehmenspolitik und fi nanziellen Rahmen-
bedingungen vor allem die Ausgestaltung von 
Institutionen und öffentlicher Infrastruktur eine 
zentrale Rolle: Zugänglichkeit von Bildungsinsti-
tu tionen, Zertifi zierung von Kompetenzen, Aner-
kennung von Abschlüssen, Beratungsangebote 
und Risikoabsicherung bei Übergängen. So kön-
nen Rahmenbedingungen für beides, die Ent-
wicklung individueller Beschäftigungsfähigkeit 
i.e.S. und das Zustandekommen von Beschäfti-
gungsverhältnissen, geschaffen werden.
Individualisierung struktureller Problemlagen 
Obwohl zum Zustandekommen von Beschäfti-
gungsverhältnissen individuelle und strukturelle 
Faktoren gleichermaßen beitragen, wird dieses 
komplexe Passungsverhältnis im aktuellen Ver-
ständnis auf die individuelle Dimension, d.h. die 
Fähigkeiten und Bereitschaften des Individuums, 
reduziert und damit der Anteil der strukturellen 
Faktoren negiert. Die vereinfachte Annahme lau-
tet: Verfügt ein Individuum über Beschäftigungs-
fähigkeit, wird es auch Beschäftigung fi nden. 
Umgekehrt dient das Bestehen bzw. Nicht-Be-
stehen eines Beschäftigungsverhältnisses als 
Nachweis für das Vorhandensein bzw. Fehlen in-
dividueller Beschäftigungsfähigkeit, obwohl Be-
schäftigungsverhältnisse nicht nur von den in-
dividuellen Voraussetzungen abhängen. Zudem 
spiegeln sich in den unterschiedlichen Möglich-
keiten der Einzelnen zum Erwerb von beschäfti-
gungsrelevanten Fähigkeiten und Bereitschaften 
wiederum strukturelle Ungleichheiten, wie etwa 
an der sozialen Selektivität von Schulerfolg oder 
dem Zugang zu Weiterbildung deutlich wird. 
Beschäftigungsfähigkeit als Leitbild im poli-
tischen Diskurs ist Teil der aktuellen „Konjunktur 
der Fähigkeiten“, wie sie z.B. in den vielfältigen 
Forderungen nach Konfl iktfähigkeit, Dialogfä-
higkeit, Zukunftsfähigkeit oder Demokratiefähig-
keit zum Ausdruck kommt, und damit als ein 
problematischer Aspekt gesellschaftlicher Indi-
vidualisierung einzuordnen. Die Bewältigung 
schwie riger Situationen oder Erreichung komple-
xer Ziele wird hierbei einseitig auf die Fähigkeiten 
der beteiligten Individuen zurückgeführt und die 




Einfl uss auf den Erfolg ausüben, durch die Fokus-
sierung auf die „Fähigkeiten“ negiert (Kraus 
2006a, S. 61ff.). Das Individuum wird so für zwei-
erlei verantwortlich gemacht: Für die eigene Ent-
wicklung der jeweiligen Fähigkeit und für den 
Erfolg in der Sache. Letzteres liegt jedoch nur be-
dingt im Einfl ussbereich des Individuums und 
ersteres nur insofern, als dieses Entwicklungsziel 
konkret und transparent bestimmbar ist und 
nicht rein erfolgsabhängig, quasi vom Ergebnis 
her, defi niert wird. Die Reduzierung auf die indi-
viduelle Dimension bedeutet eine einseitige Ver-
ortung von Handlungsmöglichkeiten und Ver-
antwortung auf Seiten des Individuums. Diese 
Zuschreibung wird im Falle von Beschäftigungs-
fähigkeit vollzogen, obwohl die strukturelle Di-
mension als Voraussetzung für die Entwicklung 
von Beschäftigungsfähigkeit und das Zustande-
kommen von Beschäftigung außerhalb des in-
dividuellen Einfl ussbereichs liegt. Hier sind viel-
mehr die betrieblichen und politischen Akteure 
gefragt, ihren Anteil an Handlungsmöglichkeiten 
und Verantwortung wahrzunehmen.
Die bisher dargelegten Argumente zeigen ein 
unaufhebbares Zusammenspiel von individuellen 
und strukturellen Faktoren in Bezug auf inhalt-
liche Konkretisierung, Realisierung und Verant-
wortung, die im Gegensatz zur einseitigen Aus-
richtung des aktuellen Diskurses über Beschäfti-
gungsfähigkeit am Individuum steht. Insbeson-
dere politische Akteure sind daher in der 
Verantwortung, ihre arbeitsmarkt- und beschäfti-
gungspolitischen Aktivitäten nicht auf einem 
Verständnis von Beschäftigungsfähigkeit aufzu-
bauen, das lediglich die individuelle Seite im 
Blick hat. Ein solch verkürztes Verständnis ver-
sucht die Förderung von Beschäftigung durch die 
Förderung individueller Beschäftigungsfähigkeit 
zu erreichen und vernachlässigt dabei strukturelle 
Faktoren. Es verortet zudem die Verantwortung 
für den Erfolg, d.h. für das Zustandekommen von 
(mehr) Beschäftigung, einseitig auf Seiten der In-
dividuen. Neben der individuellen muss aber 
auch die strukturelle Dimension in Bezug auf die 
Voraussetzungen für Beschäftigungsfähigkeit und 
Beschäftigung berücksichtigt werden, wenn es 
darum geht, durch eine entsprechende Politik Be-
schäftigung zu fördern.
Gefahr der Pädagogisierung der Problemlösung
Die Individualisierung der Beschäftigungsproble-
matik leistet einer Pädagogisierung der Problem-
lösung Vorschub, d.h. eine Lösung wird eher über 
pädagogische Interventionen gesucht als über 
politische Handlungsansätze. Die aktuellen Trans-
formationsprozesse zur post-industriellen Ge-
sellschaft, in deren Rahmen auch die Thematisie-
rung von Beschäftigungsfähigkeit zu verorten ist, 
verändern nicht nur ökonomische Rahmenbedin-
gungen, sondern beinhalten auch gesellschaft-
liche, politische und individuelle Neuorientie-
rungen. Eine Pädagogisierung der aus diesen 
Transformationsprozessen resultierenden struk-
turellen Problemlagen zu vermeiden, die Einzel-
nen aber gleichwohl in der Bewältigung dieser 
Gestaltungsaufgabe zu begleiten und zu fördern, 
stellt sich daher als zentrale Aufgabe. Neben der 
pädagogischen Unterstützung für den Erwerb der 
entsprechenden Fähigkeiten und Bereitschaften 
muss daher von politischer Seite der Gestaltung 
von Rahmenbedingungen für den beschäftigungs-
bezogenen Kompetenzaufbau und die Realisie-
rung der erworbenen Kompetenzen in Beschäfti-
gung Aufmerksamkeit geschenkt werden.
Eine Pädagogisierung struktureller Problem-
lagen, wie Arbeitslosigkeit oder schwaches Wirt-
schaftswachstum, ist für Individuen wie auch für 
pädagogische Institutionen problematisch und 
führt in der Regel nicht zur gewünschten Lösung. 
Pädagogische Interventionen zielen prinzipiell 
auf individuelle Fähigkeiten und Bereitschaften 
und versuchen erwünschte Fähigkeiten und Be-
reitschaften zu fördern. Wird eine prekäre Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungssituation aller-
dings einseitig einer unzureichend entwickelten 
individuellen Beschäftigungsfähigkeit zugeschrie-
ben, setzt dies Individuen und pädagogische In-
stitutionen einem unzulässigen Druck aus: In-
dividuen sollen ihre Anstrengungen erhöhen, 
Beschäftigungsfähigkeit zu entwickeln, und päda-
gogische Institutionen deren Entwicklung effek-
tiver und effi zienter fördern. Der Erfolg der in-
dividuellen Anstrengungen sowie derjenige der 
Institution wird damit in Abhängigkeit eines von 
beiden nicht beeinfl ussbaren Bereichs, dem Ar-




der Erreichung von klar defi nierten und zure-
chenbaren pädagogischen Zielen. 
Beschäftigungsfähigkeit ist im aktuellen Dis-
kurs als individuelles bzw. pädagogisches Ziel 
nicht klar defi niert, sondern wird vom Beschäfti-
gungserfolg her quasi rückwirkend defi niert. Ar-
beitsmarkterfolg und Beschäftigung werden so-
mit zu Indikatoren für erfolgreich erworbene bzw. 
vermittelte Beschäftigungsfähigkeit, obwohl sie 
weder Individuen noch pädagogischen Instituti-
onen eindeutig zurechenbar sind, sondern in er-
heblichem Maße von Arbeitsmarktbedingungen 
abhängen. Oder anders gesagt: Sind Arbeitsplätze 
knapp, tragen auch umfassende individuelle  An-
strengungen und exzellente Bildungsmaßnah-
men nur bedingt zur Schaffung von mehr Be-
schäftigung bei. Dies zu negieren – wie es mit 
dem Begriff Beschäftigungsfähigkeit in der aktu-
ellen Diskussion tendenziell getan wird – wird 
weder dem Anliegen der Förderung von Beschäf-
tigung noch den Individuen und Institutionen 
gerecht, die nur für das in die Verantwortung ge-
nommen werden können, was sie durch entspre-
chende Anstrengungen auch erreichen können. 
Politischer Handlungsbedarf liegt somit neben 
der Vermeidung einer Pädagogisierung der Lö-
sung struktureller und transformationsbedingter 
Problemlagen vor allem in der Schaffung von 
Transparenz in den Kriterien für eine erfolgreiche 
Vermittlung bzw. Aneignung der Vorausset-
zungen für Beschäftigung.
3.2 Inwiefern eignet sich 
 Beschäftigungsfähigkeit als 
 Leitbild für Arbeitsmarkt- und 
 Beschäftigungspolitik?
Als Fazit aus den vorher diskutierten Problema-
tiken lässt sich festhalten, dass sich „Beschäfti-
gungsfähigkeit“ nur bedingt als Leitbild für Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik eignet. 
Zum einen ist durch die Verwendung im aktu-
ellen Diskurs bereits ein Verständnis etabliert, das 
die zuvor dargelegten problematischen Ten-
denzen aufweist und durch eine Verwendung in 
einem anderen Kontext mit anderen Intentionen 
kaum zu überwinden sein dürfte. Zum anderen 
legt der Begriff Beschäftigungsfähigkeit selbst be-
reits die Tendenz zur Reduzierung auf die indivi-
duelle Komponente nahe, selbst wenn anderes 
intendiert ist. Die individuelle Beschäftigungsfä-
higkeit im engeren Sinne, d.h. die Fähigkeiten 
und Bereitschaften des Individuums, sind aber 
nur ein Teil der Voraussetzungen für (mehr) Be-
schäftigung. Daher sollte Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungspolitik in ihrer Ausrichtung eher 
nach umfassenderen Alternativen suchen, statt 
sich auf ein problematisches, weil verkürztes Leit-





Angesichts der im vorherigen Abschnitt aufge-
zeigten Grenzen von Beschäftigungsfähigkeit als 
Leitbild wird hier alternativ die „Maximierung 
von Beschäftigungsoptionen“ als Leitlinie für 
 Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik vorge-
schlagen. 
Für diese Alternative sprechen folgende 
Gründe:
• Die Maximierung von Beschäftigungsoptionen 
wird dem Anliegen der Förderung von Beschäf-
tigung gerecht, denn die Erhöhung von Op-
tionen führt in der Regel auch zu einer ver-
mehrten Realisierung dieser Optionen, d.h. im 
Fall von Beschäftigungsoptionen zu mehr Be-
schäftigung. 
• Optionen bestehen – im Unterschied zur Fä-
higkeit – immer aus zwei Elementen: Den indi-
viduellen Dispositionen, d.h. der Beschäfti-
gungsfähigkeit im engeren Sinne, und den 
strukturellen Bedingungen, d.h. den Gelegen-
heiten für Beschäftigung, die in ausreichender 
Anzahl und unterschiedlicher Art gegeben sein 
müssen.
• Beschäftigungsoptionen entstehen aus dem 
 Erreichen des erläuterten Passungsverhältnisses 
von Angebot und Nachfrage nach Arbeitskraft, 
der Begriff vermeidet damit die Verkürzung 
dieses komplexen Verhältnisses auf eine der 
beiden Komponenten. 
• Die individuelle wie die strukturelle Seite von 
Beschäftigungsoptionen kann durch diesen 
Begriff unabhängig von der Tatsache ihrer Rea-
lisierung in Beschäftigungsverhältnissen kon-
kretisiert werden. Damit wird defi nierbar, wie 
individuelle Beschäftigungsfähigkeit i.e.S. aus-
sieht und was strukturelle Beschäftigungsge-
legenheiten ausmacht. Beide können so sepa-
rat gefördert werden, ohne das übergeordnete 
Ziel der Förderung von Beschäftigung aus dem 
Auge zu verlieren.
4. „Maximierung von Beschäftigungsoptionen“ als politische Leitlinie
Grafi k 1: 














Eine Politik, die sich an der Leitlinie der „Ma-
ximierung von Beschäftigungsoptionen“ orien-
tiert, kommt ihrer Verantwortung für die Förde-
rung von Beschäftigung durch Förderung der in-
dividuellen Beschäftigungsfähigkeit i.e.S. und der 
strukturellen Beschäftigungsgelegenheit nach. Sie 
erweist sich so als handlungsfähig und vermeidet 
durch die Ausrichtung an der Maximierung von 
Beschäftigungsoptionen eine Individualisierung 
von Handlungsmöglichkeiten und Verantwor-
tung. Vielmehr kann sie die Verantwortlichkeit 
und Handlungsmöglichkeiten der verschiedenen 
Akteure wesentlich klarer benennen: Individuen 
als einzelne Akteure im privaten, betrieblichen 
oder politischen Rahmen sowie kollektive Ak-
teure, wie z.B. Betriebe, Parteien, Regierungen 





Für eine Politik der „Maximierung von Beschäf-
tigungsoptionen“ ist ein Ausgangspunkt notwen-
dig, der die systematische Einbeziehung von in-
dividuellen und strukturellen Aspekten gewähr-
leistet. Ein solcher Ausgangspunkt ist mit dem 
Lebenslauf gegeben, da er nicht nur eine enge 
Bindung zur Beschäftigung aufweist, sondern 
auch einen Kristallisationspunkt in der Verbin-
dung von individuellen und strukturellen Fak-
toren bildet. Darüber hinaus zeigen sich die Aus-
wirkungen der aktuellen Transformationspro-
zesse in der Entstandardisierung von Lebensläu-
fen sehr deutlich. Im Folgenden wird daher 
zunächst der (entstandardisierte) Lebenslauf als 
Ausgangspunkt für die Maximierung von Be-
schäftigungsoptionen dargelegt, bevor im Wei-
teren die konkreten Möglichkeiten einer Politik 
der Maximierung von Beschäftigungsoptionen 
ausgelotet werden.
5.1 Der entstandardisierte Lebenslauf als   
 Ausgangspunkt 
Der Soziologe Kohli beschreibt in seiner klassi-
schen Defi nition den Lebenslauf als „Bewegung 
eines Individuums durch seine Lebenszeit“ (Kohli 
2000, S. 200). Der Lebenslauf wird dabei als „zen-
trales gesellschaftliches Ordnungsprogramm“ 
(ebd., S. 203) verstanden und als „institutiona-
lisierter Lebenslauf“ bzw. als gesellschaftliches 
„Lebenslaufregime“ (Kohli 2003, S. 530) bezeich-
net. Gesellschaften unterscheiden sich folglich 
darin, wie sie den Lebenslauf „praktisch und be-
griffl ich gliedern und bestimmte Lebensläufe vor-
schreiben oder als erstrebenswert defi nieren“ 
(Kohli 2000, S. 202). Diese strukturelle Dimen-
sion des Lebenslaufs verbindet sich auf der indi-
viduellen Ebene mit der konkreten Aufgabe der 
Lebensführung, d.h. der Realisierung und Gestal-
tung des eigenen Lebenslaufs durch die Indivi-
duen innerhalb gegebener gesellschaftlicher 
Rahmenbedingungen. Der Lebenslauf ist damit 
ein zugleich individuelles und strukturelles Phä-
nomen.
In den aktuellen Veränderungen von Lebens-
läufen zeigen sich die eingangs ausgeführten ge-
sellschaftlichen Entwicklungen, die auch den 
Hintergrund für den Diskurs um Beschäftigungs-
fähigkeit bilden, in exemplarischer Weise: Kon-
tinuitätserwartungen nehmen ab, es kommt zu 
einer Entstandardisierung und damit zu einer In-
dividualisierung von Lebensläufen, deren Ge-
staltung weniger vorstrukturiert als vielmehr Auf-
gabe und Verantwortung des Individuums ist. 
Zudem ergibt sich durch nicht-lineare Lebens-
läufe eine Vervielfältigung von Übergängen zwi-
schen verschiedenen Lebensbereichen, z.B. zwi-
schen Bildung und Beschäftigung, sowie inner-
halb einzelner Bereiche, etwa zwischen verschie-
denen Formen der Einkommenssicherung. Die 
Vervielfältigung der Übergänge beinhaltet zu-
gleich eine Vervielfältigung der mit den jeweili-
gen Übergängen verbundenen spezifi schen Risi-
ken für die Individuen (vgl. dazu Schmid 2008, 
Kap. 2). Schließlich ist insbesondere die Lebens-
führung nicht nur in stärkerem Maße von indi-
viduellen Entscheidungen geprägt und damit 
 weniger standardisiert, sondern auch deutlich am 
Aufbau und der Vermarktung der eigenen Ar-
beitskraft gemäß ökonomischen Erfordernissen 
orientiert. Oder anders formuliert: Die Individuen 
sind aufgefordert, die eigene Lebensführung und 
die Verbindung unterschiedlicher Lebensbereiche 
stärker an den Erfordernissen fl exibler Beschäf-
tigungsverhältnisse auszurichten (Pongratz/Voß 
2003). 






Grafi k 2: 
Das „3-Phasen-Modell“ des Lebenslaufs






Grafi k 3: 








Ausgangspunkt dieser Veränderungen ist das 
in Grafi k 2 veranschaulichte, klar strukturierte 
Lebenslaufmodell, wie es die industrielle Gesell-
schaft in Deutschland geprägt hat. 
Eine Entstandardisierung des Lebenslaufs 
 bedeutet in erster Linie, dass die vormals klaren 
Indikatoren Beschäftigungsbeginn und Renten-












in die andere eindeutig markierten, an Ein deu-
tigkeit verlieren. Sie büßen damit ihre  vorherige 
Funktion, den Lebenslauf entlang der so genann-
ten „männlichen Normalbiografi e“ basierend auf 
einem „male-bread-winner“-Familien ideal in drei 
große, eindeutig unterscheidbare  Lebensphasen 
zu strukturieren, ein. Dies hat auch Konsequenzen 
für die Frage individueller Beschäftigungsfähig-
keit, die im Modell der indus triellen Gesellschaft 
in den drei Phasen jeweils in unterschiedlicher 
Weise relevant ist. 
Den drei Phasen des Lebenslaufs lässt sich in 
diesem Modell gemäß den zentralen Aufgaben je-
der Phase eine spezifi sche Relation zur Beschäfti-
gungsfähigkeit des Individuums zuordnen (vgl. 
Grafi k 3). In der Jugendphase wird sie durch all-
gemeine Bildung und berufl iche Ausbildung auf-
gebaut. Im Erwachsenenalter kommt sie basie-
rend auf einer klar geschlechtsspezifi sch ge-
trennten Zuordnung der Bereiche Erwerbstätig-
keit und Familie im Rahmen der Erwerbstätigkeit 
zum Einsatz. Mit dem Renteneintritt wird sie 
dann überfl üssig und geht verloren. Dieses line-
are Modell des Lebenslaufs hat auch Konse-
quenzen für die Frage der struk turellen Vorausset-
zungen von Beschäftigung. Der Beschäftigungs-
erfolg hängt zunächst davon ab, dass die jüngere 
Generation durch Bildungs- und Ausbildungs-
institutionen adäquat auf die Anforderungen der 
Arbeitswelt vorbereitet wird und die so erworbene 
Beschäftigungsfähigkeit dann im Rahmen einer 
Erwerbstätigkeit mit klaren Laufbahnen und sta-
bilen Beschäftigungsverhältnissen zum Einsatz 
kommen kann. Der Ruhestand tritt wiederum 
unter festen Bedingungen zu einem berechen-
baren Zeitpunkt ein und ist durch die vorherige 
Erwerbstätigkeit abgesichert, so dass kein Ein-
kommen mehr durch Erwerbs tätigkeit erzielt 
werden muss. 
Statt drei klar durch die Indikatoren ge-
trennten Phasen werden in einem entstandardi-
sierten Lebenslauf Stationen und Situationen im 
Lebenslauf bedeutungsvoller und Übergänge ver-
vielfältigen sich. Weder sind die Phasen so linear 
geordnet, noch sind die Aufgaben den Phasen 
weiterhin so eindeutig zuordbar. Die zunehmen-
de Bedeutung von Weiterbildung kann dies illus-
trieren, die die Zeitfenster für allgemeine und be-
rufl iche Bildung nicht mehr primär der Ju-
gendphase zuordnet, sondern mit der Betonung 
der Notwendigkeit des Lebenslangen Lernens be-
wusst in die mittlere und spätere Lebensphase 
zieht. Ein weiteres Beispiel ist die Ausdifferen-
zierung der mittleren Lebensphase: Der Einstieg 
in Beschäftigung verläuft häufi g gestreckt über 
 einen gewissen Zeitraum und in Formen wie 
Praktika, kurzfristigen Jobs oder Traineeships. 
Folglich kann der genaue Zeitpunkt, wann eine 
Person den Eintritt ins Erwerbsleben geschafft 
hat, vielfach gar nicht mehr eindeutig ausge-
macht werden. Auf der anderen Seite ziehen sich 
Phasen der Nicht-Erwerbstätigkeit ins mittlere 
 Lebensalter, z.B. über Erwerbslosigkeit oder 
S abbaticals. Durch Arbeitszeitformen wie „Alters-
teilzeit“ löst sich teilweise zusätzlich die Grenze 
zwischen Erwerbstätigkeit und Ruhestand auf.
Angesichts einer Entstandardisierung von 
Lebensläufen verlieren die vorherigen Indikato-
ren „Beschäftigungsbeginn“ und Beschäftigungs-
ende durch „Renteneintritt“ ihre Eindeutigkeit 
und ihre Funktion der Gliederung von Lebens-
läufen in drei Phasen. Beginn und Ende von Be-
schäftigung sind vielmehr im Laufe der Lebens-
spanne und der Beschäftigungsbiografi e öfter zu 
bewältigen. Dadurch vermischen sich die vormals 
getrennten Phasen mit ihrer klaren Aufgaben-
zuordnung, wenngleich in einzelnen Lebens-
phasen nach wie vor bestimmte Aufgaben im 
Vordergrund stehen. 
In den einzelnen Lebensphasen dominieren 
zwar jeweils bestimmte Aufgaben, dennoch 
kommt es tendenziell zu einer Loslösung der ein-
zelnen Aufgabe von der jeweiligen Lebensphase. 
Die Notwendigkeit ihrer Bewältigung ist nicht 
mehr eindeutig im Lebenslauf verortet, sondern 
kann sich zu unterschiedlichen Zeitpunkten in 
der Lebensspanne stellen. Die einzelnen Aufga-
ben erstrecken sich dabei nicht mehr notwen-
digerweise über eine gesamte Lebensphase, son-
dern werden zu kurzfristigeren und im Laufe des 
(Erwerbs)lebens wiederkehrend zu bewältigenden 
Aufgaben. Situationen und Stationen im Lebens-
lauf gewinnen damit an Bedeutung und sind je-





schiedenen Aufgaben charakterisiert. Übergänge 
fi nden dadurch gleichfalls nicht mehr nur als 
große Einschnitte im Lebenslauf statt, die den 
Wechsel der Lebensphase indizieren, sondern 
müssen häufi ger bzw. lebenslaufbegleitend be-
wältigt werden. Die Permanenz(erwartung) an 
die einzelnen Aufgaben verliert sich, womit sich 
auch ihre klare Zuordnung und charakterisieren-
de Funktion für die einzelnen Lebensphasen ver-
mindert. 
Die Entstandardisierung des Lebenslaufs hat 
auch Konsequenzen für die individuelle Beschäf-
tigungsfähigkeit, die nicht mehr einer linearen 
Kurve folgend aufgebaut, eingesetzt und abge-
baut wird. Ihre Entwicklung wird vielmehr zu 
 einer den entstandardisierten lebenslaufbeglei-
tenden Aufgabe, ihr Einsatz nimmt in unter-
schiedlichen Lebenssituationen unterschiedliche 
Formen an und ihr (temporärer) Verlust kann 
während der gesamten Lebensspanne drohen. 
Während der mittleren Lebensphase löst sich 
schließlich auch die klare Aufteilung in Erwerbs-
tätigkeit und Familie entlang der Geschlechter-
grenzen auf. Beide Lebensbereiche werden ins-
besondere durch die gestiegene Erwerbstätigkeit 
von Frauen miteinander kombiniert, ohne dass 
allerdings geschlechtsspezifi sche Ungleichheiten 
oder die prinzipielle Unvereinbarkeit beider Be-
reiche dadurch verschwinden würden. Durch die 
Entstandardisierung kommt es somit insgesamt 
zu einer Veränderung der Bedeutung und der Ver-
vielfältigung von beschäftigungsbezogenen Über-
gängen im Lebenslauf, die nicht mehr linear und 
punktuell entlang des vorstrukturierten Lebens-
laufs institutionell bewältigt werden, sondern 
entsprechend bestimmter Stationen und Situa-
tionen zu einer permanenten Anforderung im 
individuellen Lebenslauf werden:
• Die Übergänge zwischen den vormals klar ge-
trennten Phasen werden prekärer und unein-
deutiger, insbesondere beim Eintritt in Beschäf-
tigung.
• In der mittleren Lebensphase entstehen ver-
mehrt Übergänge, die permanent zwischen 
verschiedenen Lebensbereichen bewältigt wer-
den müssen.
• Durch die Ausdehnung der Bildungszeit kommt 
es während des gesamten Lebenslaufs, speziell 
aber während der mittleren Lebensphase wie-
derholt zum Wechsel zwischen Bildung und 
Beschäftigung.
Grafi k 4: 
Entstandardisierte Lebensläufe und Beschäftigungsfähigkeit
© Kraus 2008
Aufbau, Einsatz und Verlust werden kurzfristiger, 
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• Durch Flexibilisierung und Prekarisierung von 
Beschäftigung werden Übergänge zwischen 
verschiedenen Formen von Erwerbstätigkeit zu 
normalen Phänomenen.
• Der Übergang zwischen Erwerbstätigkeit und 
Nicht-Erwerbstätigkeit steht als Aufgabe nicht 
mehr nur am Ende der Erwerbstätigkeit, son-
dern ist disloziert, d.h. die Bewältigung kann 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten notwendig 
sein bzw. drohen.
Neben den direkten Anforderungen der Erwerbs-
tätigkeit beinhaltet Beschäftigungsfähigkeit da-
mit auch die Kompetenz zur Bewältigung von 
Übergängen und des Umgangs mit den damit je-
weils verbundenen, spezifi schen Risiken. Denn 
beschäftigungsbezogene Übergänge sind nicht 
mehr notwendigerweise als große Einschnitte in 
einem verbindlichen Lebenslaufmodell vorstruk-
turiert und institutionell abgesichert. Die Not-
wendigkeit  ihrer  Bewältigung  richtet  sich  viel-
mehr nach individuellen Lebens situationen und 
-stationen und sie müssen durch das Individuum 
aktiv gestaltet werden.
5.2 Politische Handlungsmöglichkeiten   
 zur Maximierung von 
 Beschäftigungsoptionen
Aus den im vorhergehenden Abschnitt genann-
ten Aspekten des „entstandardisierten Lebens-
laufs“ resultieren Konsequenzen für eine Politik 
der Maximierung von Beschäftigungsoptionen, 
deren Adressat/innen indirekt Individuen und 
Betriebe sind, deren direkte Einfl ussmöglichkei-
ten sich jedoch vorwiegend auf die Schaffung 
von Rahmenbedingungen für beide Akteure bezie-
hen. Diese Rahmenbedingungen können prinzi-
piell fördernd, fordernd oder verhindernd auf die 
Maximierung von Beschäftigungsoptionen wir-
ken: für Individuen, die ihre individuelle Beschäf-
tigungsfähigkeit i.e.S. aufbauen und entwickeln, 
sowie für Betriebe, die zum einen ebenfalls einen 
wichtigen Beitrag zu diesen Rahmenbedingungen 
für die Individuen leisten und zum anderen die 
notwendigen Beschäftigungsgelegenheiten schaf-
fen. Beschäftigungsgelegenheiten müssen dabei 
sowohl in ausreichender Anzahl zur Verfügung 
stehen als auch in unterschiedlicher Art, z.B. in 
Bezug auf den Umfang, das geforderte Qualifi ka-
tionsniveau, die Dauer oder die damit verbun-
denen Flexibilitätsanforderungen.
Die primäre politische Aufgabe besteht da-
rin, die fördernden/fordernden Aspekte inner-
halb der Rahmenbedingungen auszubauen und 
die verhindernden zu minimieren. Dies ist eine 
Aufgabe im Schnittfeld verschiedener Politik-
bereiche: Neben der Arbeitsmarkt- und Beschäf-
tigungspolitik spielt hier insbesondere die Bil-
dungspolitik eine zentrale Rolle, da allgemeine 
und berufl iche Bildung einen erheblichen Anteil 
an Aufbau und Entwicklung von Beschäftigungs-
fähigkeit i.e.S. haben. Die Sozialpolitik, die auf 
Aktivierung und Absicherung von Beschäfti-
gungs- und allgemeinen Lebensrisiken gerichtet 
ist, kommt insbesondere bei (temporärem) Ver-
lust von Beschäftigungsfähigkeit bzw. dessen Ver-
meidung zum Tragen. Darüber hinaus ist die 
 Familienpolitik einfl ussreich, da sie die Möglich-
keiten zur Verbindung verschiedener Lebens-
bereiche mitgestaltet. Diese Verbindung ist bei-
spielsweise hinsichtlich des Generationenverhält-
nisses äußerst relevant, wenn im mittleren Le-
bensalter neben der Erwerbstätigkeit gegenüber 
der jüngeren und der älteren Generation Betreu-
ungsaufgaben übernommen werden. Schließlich 
ist die Wirtschaftspolitik von großer Bedeutung, 
da sie die Unternehmenstätigkeit fl ankiert und 
reguliert. 
Politische Handlungsmöglichkeiten inner-
halb der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
bestehen vorwiegend in der Schaffung von öffent-
lichen und staatlichen Strukturen als Rahmenbedin-
gungen für
• Individuen, lebenslaufbegleitend die Fähigkei-
ten und Bereitschaften aufzubauen und weiter-
zuentwickeln, die ihre Beschäftigungsfähigkeit 
i.e.S. innerhalb entstandardisierter Lebens läufe 
und fl exibler Arbeitsmärkte ausmachen,
• Betriebe, die ihrerseits Rahmenbedingungen 
gestalten, in denen Individuen ihre Beschäf-
tigungsfähigkeit im oben genannten Sinne 
entwickeln können,
• Betriebe, von denen Beschäftigungsgelegen-
heiten geschaffen werden, die in verschiede-






5.3 Grundausrichtung einer Politik 
 der Maximierung von 
 Beschäftigungsoptionen
Eine Politik der Maximierung von Beschäfti-
gungsoptionen integriert in ihrer Grundausrich-
tung prinzipiell individuelle und strukturelle Fak-
toren. Denn nur wenn Beschäftigungsfähigkeit 
i.e.S. und Beschäftigungsgelegenheiten zugleich 
gefördert werden, kommt es zu einer Maximie-
rung von Beschäftigungsoptionen und damit zu 
einer nachhaltigen Förderung von Beschäfti-
gung.
In Bezug auf individuelle Faktoren beinhaltet 
eine Maximierung von Beschäftigungsop tionen 
den Aufbau und den Erhalt von Beschäftigungs-
fähigkeit i.e.S., d.h. von Fähigkeiten und Bereit-
schaften des Individuums. Politisch geht es hier-
bei um die Gestaltung von staatlichen bzw. öf-
fentlichen und betrieblichen Rahmenbedin-
gungen, die das Individuum im Aufbau und der 
Entwicklung der eigenen Beschäftigungsfähigkeit 
fördern und fordern. Eine solche Ausrichtung an 
Fördern und Fordern muss allerdings eine schwie-
rige Balance wahren: Sie muss die Handlungsop-
tionen und die Verantwortung des Individuums 
ernst nehmen, ohne dabei implizit in eine Über-
wälzung von Verantwortung für die Bewältigung 
von strukturellen Problemlagen auf die Seite des 
Individuums zu münden. Diese Überwälzung 
zeigt sich zum Beispiel in vielen staatlichen oder 
betrieblichen „Work-Life-Balance“-Kampagnen: 
Als Auslöser dieser Kampagnen wurde zwar er-
kannt, dass die Bewältigung der Anforderungen 
fl exibilisierter Beschäftigung eine Tendenz zur 
Überforderung der Individuen hat und es dies-
bezüglich einen Handlungsbedarf gibt. Die ent-
sprechenden Kampagnen laufen aber überwie-
gend darauf hinaus, das Erreichen von Work-Life-
Balance wiederum als individuelle Fähigkeit zu 
konzipieren. Damit erhöhen sich die Anforde-
rungen an die Individuen in Bezug auf die Bewäl-
tigung strukturbedingter Probleme nochmals und 
es kommt tendenziell eher zu einer Verschär-
Grafi k 5: 
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fung statt zu einer Lösung der Situation (Kraus 
2006a, S. 121, Kraus 2006b).
Mit Blick auf strukturelle Faktoren ist die Schaf-
fung von Beschäftigungsgelegenheiten, die in 
unterschiedlichen Lebenssituationen wahrge-
nommen werden können, ein zentrales Element. 
Dies bezieht sich sowohl direkt auf den Arbeits-
markt als angestammtes Terrain der Arbeitsmarkt-
politik als auch eher indirekt auf die Beeinfl us-
sung der Bedingungen innerhalb von Unter-
nehmen. Denn einerseits spielt die Funktions-
weise unternehmensinterner Arbeitsmärkte für 
die Schaffung von Beschäftigungsgelegenheiten 
eine zentrale Rolle. Andererseits beeinfl ussen be-
triebliche Bildungsarbeit, Personal- und Organi-
sationsentwicklung in erheblichem Maße die 
Möglichkeiten der einzelnen Beschäftigten, ihre 
Beschäftigungsfähigkeit zu entwickeln. Zusätz-
lich umfassen notwendige politische Interven-
tionen auf der strukturellen Ebene den Aspekt der 
Zugänglichkeit von Bildungs- und Beratungsan-
geboten, die zur individuellen Beschäftigungs-
fähigkeit i.e.S. beitragen können. Schließlich ge-
hört auch eine Sozial- und Bildungspolitik dazu, 
die zur Wahrnehmung dieser Angebote ermutigt 
und befähigt und darauf achtet, bestehende so-
ziale Ungleichheiten nicht zu verstärken, sondern 
vielmehr versucht, im Sinne von Chancengleich-
heit ausgleichend zu wirken. 
Neben der grundsätzlichen Verbindung von 
strukturellen und individuellen Aspekten in der 
Maximierung von Beschäftigungsoptionen lassen 
sich auf der Grundlage der bisherigen Ausfüh-
rungen vier inhaltliche Prinzipien benennen, die 
eine solche Politik auszeichnen sollten.
5.4 Vier Prinzipien einer Politik 




Der Lebenslauf verschränkt eine strukturelle und 
eine individuelle Dimension und weist zudem in 
beiden Dimensionen eine enge Verbindung zur 
Beschäftigung auf. Damit eignet er sich hervorra-
gend als Orientierungsrahmen für die Schaffung 
von Beschäftigungsoptionen. Angesichts der Ent-
standardisierung von Lebensläufen sollten die 
daran orientierten betrieblichen und staatlichen 
Maßnahmen allerdings nicht nur am Lebenslauf 
als Gesamtform, sondern vor allem an konkreten 
Lebenssituationen und -stationen und den darin 
liegenden individuellen Bedingungen für Be-
schäftigung und den Aufbau bzw. die Weiterent-
wicklung von Beschäftigungsfähigkeit ausgerich-
tet sein. Gleichzeitig können andere Politik be-
reiche, wie z.B. Familien-, Sozial- oder Verkehrs-
politik, die Beschränkungen, die in be stimmten 
Lebenssituationen und Übergangsphasen liegen, 
abmildern. Eine Differenzierung von Beschäfti-
gungsgelegenheiten kann zudem temporär oder 
dauerhaft vorhandenen individuellen Beschäfti-
gungseinschränkungen entgegenkommen. Dies 
betrifft vorübergehende Einschränkungen auf-
grund von spezifi schen Lebenssituationen, z.B. 
Krankheiten, Weiterbildungsteilnahme oder 
Übernahme von Betreuungsaufgaben, ebenso wie 
die Sorge um Zielgruppen, die aufgrund ihrer in-
dividuellen Dispositionen dauerhaften Einschrän-
kungen unterliegen. 
Dazu ein Beispiel: 
Staatliche und betriebliche Programme zum „Wie-
dereinstieg“ in Beschäftigung richten sich in der 
 Regel an Frauen nach einer Unterberechung von 
Erwerbstätigkeit aufgrund einer sog. Familien-
phase. Dies beinhaltet zum einen prinzipiell eine 
Gefahr der Stigmatisierung, da implizit eine Be-
dürftigkeitszuschreibung für die gesamte Perso-
nengruppe vorgenommen wird, die nicht not-
wendigerweise zutreffen muss. Zum anderen wird 
der Zugang zu diesen Maßnahmen nicht an der 
Tatsache der Abstinenz vom Arbeitsmarkt ausge-
richtet, sondern an den Gründen für die Absti-
nenz. Ausgeschlossen werden damit Personen, 
die aus anderen Gründen Unterbrechungen in 
ihrer Erwerbstätigkeit aufweisen, z.B. aufgrund 
von Krankheit, Bildungsmaßnahmen oder nicht-
berufl ichen Auslandsaufenthalten. Entsprechen-
de Programme zum Wiedereinstieg könnten sich 
also von der expliziten Zielgruppenausrichtung 
und der damit verbundenen impliziten Zuschrei-





des Tatbestands „Beschäftigungsabstinenz“ auf-
gebaut werden. Sie müssten dann so konzipiert 
sein, dass sie für alle „Beschäftigungsabstinenten“ 
unabhängig vom Grund ihrer Abstinenz gleicher-
maßen zugänglich sind. Gleichzeitig müssten sie 
in ihrem Verlauf sicherstellen, dass sensibel auf 
spezifi sche, strukturelle Benachteiligungsfaktoren 
eingegangen sowie fl exibel und adäquat auf die 
Bedürfnisse aller Teilnehmenden reagiert wird. 
Dies kann z.B. durch die Integration von indivi-
duellem Coaching oder einer Binnendifferenzie-
rung der Angebote erreicht werden. Staatliche 
bzw. betriebliche Maßnahmen wären damit we-
der implizit noch explizit an Geschlechterrollen 
und festen Lebenslaufmodellen ausgerichtet, son-
dern wären in der Lage, konkrete Lebensumstän-
de aufzugreifen. 
Über eine Veränderung der Angebote hinaus 
müssen für Personen mit Beschäftigungsabsti-
nenz bzw. Beschäftigungseinschränkungen aber 
auch reale Beschäftigungsgelegenheiten zur Ver-
fügung stehen. Denn ansonsten läuft eine auf die 
Förderung individueller Fähigkeit und Bereit-
schaften ausgerichtete Maßnahmenpolitik ins 
Leere und damit Gefahr, von den Betroffenen als 
Disziplinierung statt als Unterstützung wahrge-
nommen zu werden. Dazu ist auf der Nachfra-
geseite nach Arbeitskraft nicht nur die Schaffung, 
sondern auch eine Differenzierung von Beschäfti-
gungsgelegenheiten notwendig, damit sie von 
Personen mit unterschiedlichen Fähigkeiten und 
Bereitschaften sowie in verschiedenen Lebenssi-
tuationen wahrgenommen werden können.
Prinzip 2: 
Stärkung individueller Handlungsfähigkeit 
Eine nachhaltige Förderung individueller Be-
schäftigungsfähigkeit erreicht man nicht durch 
kurzfristige Anpassung an vorhandenen Qualifi -
kationsbedarf, sondern durch eine umfassende 
Erhöhung individueller Handlungsfähigkeit in 
Bezug auf Beschäftigung. Dies umfasst drei As-
pekte: fachliche Qualifi zierung, biografi sche Ge-
staltung und Refl exivität.
Fachliche Qualifi zierung sollte immer einen 
qualifi katorischen Überschuss beinhalten, d.h. eine 
Verkürzung von berufl icher Bildung auf Anpas-
sungsqualifi zierung an konkrete Arbeitsmarktbe-
dürfnisse ist zu vermeiden. Die Problematik  einer 
völligen Anpassung von Qualifi zierungsmaß-
nahmen an (vermeintliche) Arbeitsmarktbedürf-
nisse war bereits in den 1970er Jahren Anlass für 
die Forderung der Arbeitsmarktforschung nach 
„Schlüsselqualifi kationen“ (vgl. Mertens 1974). 
Bildungstheoretisch ist das Defi zit dieser funktio-
nalen Verkürzung zudem im Rahmen der Berufs-
bildungstheorie seit Beginn des 20. Jahrhunderts 
aufgearbeitet worden (vgl. Kutscha 2008). Durch 
einen „qualifi katorischen Überschuss“ erwerben 
Personen Wissen und Fertigkeiten, die über die 
aktuellen, bereits bekannten Anforderungen ei-
nes konkreten Arbeitsplatzes hinausweisen und 
so individuelle Entwicklungsmöglichkeiten und 
Gestaltungsspielräume am konkreten Arbeitsplatz 
sowie darüber hinaus im Rahmen der weiteren 
Erwerbstätigkeit eröffnen. 
Angesichts der Entstandardisierung von Le-
bensläufen werden auch Erwerbsverläufe diverser 
und hängen stärker von individuell getroffenen 
bzw. zu treffenden Entscheidungen ab. Eine punk-
tuelle Entscheidung, z.B. für einen bestimmten 
Ausbildungsberuf, einen Studiengang oder eine Ar-
beitsstelle, führt nicht automatisch zu einem vor-
gezeichneten weiteren berufl ichen Entwicklungs-
weg. Es folgen vielmehr weitere, mehr oder weni-
ger weit reichende Entscheidungsnotwendigkei-
ten und Übergänge innerhalb des ein geschlagenen 
Weges oder in andere Bereiche. Damit eine Per-
son in diesem Prozess der biografi schen Gestaltung 
handlungsfähig bleibt, ist berufsbiografi sche 
 Gestaltungskompetenz notwendig. Berufsbio-
grafi sche Gestaltungskompetenz bezeichnet die 
Fähigkeit, die eigene Berufsbiografi e auch ange-
sichts gegebener Rahmenbedingungen zu beein-
fl ussen und eigene Interessen und Bedürfnisse 
in ihre Gestaltung einzubringen (Hendrich 2004). 
Neben der berufl ichen Entwicklung im engeren 
Sinne beinhaltet dies auch die Integration von 
Beschäftigungs-, Bildungs- und Familienbiogra-
fi e. Für die Berufsbildung bedeutet diese Kom-
petenzanforderung, dass neben der direkten Befä-
higung für Beschäftigung auch die Befähigung 
zur Bewältigung von (permanenten) Übergängen 
innerhalb bzw. zwischen den verschiedenen Le-




verstehen ist. Darüber hinaus muss die Absiche-
rung von Übergangsphasen explizit in kollektive 
Absicherungsstrukturen einbezogen werden, in-
dem Ressourcen bereitgestellt und Anreizsysteme 
geschaffen werden, sich auf beschäftigungsbezo-
gene Übergänge einzustellen und diese aktiv an-
zugehen. Dies weist erneut darauf hin, dass zur 
Förderung von Beschäftigung verschiedene Poli-
tikbereiche miteinander verbunden werden müs-
sen.
Um individuelle Handlungsfähigkeit zu er-
höhen, ist es zudem notwendig, Refl exivität, d.h. 
die Bereitschaft und Fähigkeit zur Refl exion, als 
Teil von individueller erwerbsbezogener Kompe-
tenz zu stärken. Denn erst Refl exivität erlaubt ei-
nen distanzierten Blick auf das eigene Handeln 
und die dadurch gemachten Erfahrungen, um da-
raus Schlussfolgerungen für folgende Entschei-
dungen und künftiges Handeln zu ziehen. Dies 
ist zum einen direkt in Bezug auf Beschäftigungs-
fähigkeit i.e.S. innerhalb veränderter Arbeitsfor-
men relevant („Wissensarbeiter“). Zum anderen 
ist die Fähigkeit, eine distanzierte und beurtei-
lende Haltung gegenüber der bisherigen Entwick-
lung und den weiteren Entwicklungsmöglich-
keiten einzunehmen, aber auch für die individu-
elle Aufgabe der Gestaltung der eigenen Erwerbs-
biografi e notwendig. Berufl icher und betrieblicher 
Bildung kommt damit die Aufgabe der gezielten 
Förderung von Refl exivität zu (Gillen 2007). 
Wichtig ist dabei in Hinblick auf die individuelle 
Handlungsfähigkeit im Rahmen von Lehr-Lern-
Prozessen, dass Transparenz in den Zielen gege-
ben ist und sie damit für Individuen – und päda-
gogische Institutionen – nachvollziehbar sind 
und zum Gegenstand bewusster Entscheidungen 
und Beurteilungen werden können.
Neben der direkten Stärkung der individu-
ellen Handlungsfähigkeit spielen auch struktu-
relle Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle. 
Sie sollten daran ausgerichtet sein, dass Indivi-
duen darin handlungsfähig sind und nicht in ih-
ren Handlungsmöglichkeiten durch strukturelle 
und institutionelle Bedingungen eingeschränkt 
werden. Dazu gehört an zentraler Stelle die Zu-
gänglichkeit und Durchlässigkeit des Bildungssys-
tems – insbesondere in Bezug auf die Berufsbil-
dung. Die Flexibilität eines (Berufs-)Bildungssys-
tems zeichnet sich dadurch aus, dass es unter-
schiedliche Bildungswege erlaubt, sich indi viduelle 
Bildungsbedürfnisse zu verschiedenen biografi -
schen Zeitpunkten realisieren lassen und es den 
permanenten Wechsel von Bildung und Beschäf-
tigung zulässt bzw. fördert.
Den individuellen – und darauf ausgerichte-
ten institutionellen – Anstrengungen zum Erwerb 
der entsprechenden Fähigkeiten und Bereitschaf-
ten für Beschäftigung müssen zudem reale Be-
schäftigungsgelegenheiten gegenüberstehen, da 
die individuellen Anstrengungen ansonsten sub-
jektiv keinen Sinn ergeben und damit bestenfalls 
noch pro forma bzw. unter Sanktionsdrohung 
 absolviert werden. Unter diesen Bedingungen 
dürften sie ihren Sinn jedoch weitgehend verfeh-
len, gerade in Bezug auf die Förderung von be-
schäftigungsrelevanten Bereitschaften und Ein-
stellungen. Individuen gehen Risiken und Inves-
titionen – auch in Bezug auf die eigene Entwick-
lung – nur ein, wenn sie aus der Akteurs perspektive 
als sinnvoll und zielführend erachtet werden 
(Bolder/Hendrich 2000). Die Sinnhaftigkeit von 
individuellen Anstrengungen zur Förderung der 
eigenen Beschäftigungsfähigkeit stellt sich jedoch 
nicht von selbst aus einer rein intrinsischen Mo-
tivation des Individuums heraus ein. Sie muss zu-
sätzlich durch strukturelle Rahmenbedingungen 
in Bezug auf Bildungs-, Erwerbs- und Familien-
biografi e sowie das Vorhandensein von Beschäf-
tigungsgelegenheiten glaubhaft extrinsisch ab-
gesichert werden.
Dazu zwei Beispiele:
Berufsbilder als curriculare Grundlage für Ausbil-
dungsberufe in Deutschland orientieren sich an 
typischen Situationen im berufl ichen Handlungs-
feld und den für ihre Bewältigung notwendigen 
Kompetenzen. Sie basieren damit auf der betrieb-
lichen Arbeitsrealität in einem Berufsfeld, sind 
aber bewusst überbetrieblich konzipiert und ent-
halten somit einen „qualifi katorischen Über-
schuss“. D.h. ein Berufsabschluss ermöglicht es, 
verschiedene Stellen im Berufsfeld anzunehmen 
und darauf aufbauend Beschäftigungs-, Karriere- 
und Weiterbildungsoptionen zu entwickeln. 
Dieses Prinzip kann auch auf „kleinere Qualifi -





spielsweise für einzelne Berufe über Zusatzquali-
fi kationen oder Module eine Spezialisierungs-
möglichkeit besteht. 
In betrieblichen Beschäftigungsbeziehungen 
werden die über den formalen Arbeitsvertrag hi-
nausgehenden, wechselseitigen Erwartungen, wie 
z.B. Loyalität, Flexibilität oder Entwicklungs-
möglichkeiten, als psychologischer Vertrag bezeich-
net. Wie die formalen Beschäftigungsbeziehun-
gen verändern sich auch diese impliziten Erwar-
tungen im Zuge der zunehmenden Flexibi-
lisierung von Erwerbstätigkeit. Eine Aufgabe von 
Personalarbeit im Unternehmen wäre es daher, 
die bestehenden Erwartungen und ihre Verände-
rungen bewusst zu thematisieren und damit zum 
Gegenstand von Aushandlungsprozessen zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern bzw. zum 
Ansatzpunkt für Organisations- und Personalent-
wicklung zu machen. So können im betrieblichen 
Rahmen die individuellen Handlungsmöglich-
keiten der Beschäftigten wie der Arbeitgeber bzw. 
Personalverantwortlichen angesichts veränderter 
ökonomischer Rahmenbedingungen erhöht wer-
den (Kraus/Raeder 2008). 
Prinzip 3: 
Institutionelle Flexibilisierung
Strukturelle Rahmenbedingungen individueller 
Entwicklung, wie Berufsbildung, Personalent-
wicklung oder Karrierechancen, müssen nicht 
notwendigerweise an Lebenslaufphasen gekop-
pelt sein. Sie können vielmehr so konzipiert wer-
den, dass sie für Individuen dann zugänglich – 
d.h. fi nanziell tragbar, zeitlich möglich und insti-
tutionell offen – sind, wenn sie diese aufgrund 
der entsprechenden Lebenssituation wahrneh-
men wollen, können oder müssen. Institutionelle 
Flexibilisierung bedeutet damit im Kern, den Zu-
gang zu Bildung, Beratung und Beschäftigung 
aufgrund von Interesse und Eignung zu gewähr-
leisten statt aufgrund fi xer oder impliziter Selek-
tionskriterien, die an vorgegebenen Lebenslauf-
modellen orientiert sind. 
Darüber hinaus bedeutet institutionelle Fle-
xibilisierung, dass Lebenslanges Lernen nicht nur 
als Anspruch an die Individuen gestellt, sondern 
auch als Reformanlass für Bildungsstrukturen ge-
nommen wird. Bildungsstrukturen sollten die 
 Realisierung dieses Anspruches nicht nur in Aus-
nahmefällen zulassen, sondern gezielt fördern, 
sowie von Maßnahmen fl ankiert werden, die die 
zeitlichen und fi nanziellen Möglichkeiten hierzu 
einräumen.
Dazu drei Beispiele:
Angebote im Bereich der berufl ichen Erstausbil-
dung – d.h. Angebote, die zu einem anerkannten 
Berufsabschluss führen und nicht auf einem sol-
chen aufbauen – fi nden in der Regel mit relativ 
altershomogenen Gruppen in jüngeren Jahren 
statt, ebenso weisen betriebliche Bildungsmaß-
nahmen in der Regel eine implizite Altersgrenze 
nach oben auf. Beide Maßnahmen müssten aber 
nicht notwendigerweise aufgrund einer alters-
bezogenen Selektion stattfi nden, sondern könn-
ten offen auf der Grundlage des Interesses der 
Beteiligten konzipiert sein. Beispielsweise könnten 
Beschäftigte ohne Berufsabschluss oder Personen 
mit ausländischen Abschlüssen, die in Deutsch-
land nicht anerkannt werden, durch staatlich un-
terstützte, betriebliche Maßnahmen darin geför-
dert werden, einen Berufsabschluss in ihrem ak-
tuellen Tätigkeitsbereich zu erwerben. Um zu 
einem anerkannten Abschluss zu gelangen, der 
die Gleichwertigkeit auf dem externen Arbeits-
markt garantiert, müsste neben der Anerkennung 
im Laufe der Erwerbstätigkeit bereits erworbener 
Kompetenzen ergänzend der Besuch von Bil-
dungsveranstaltungen ermöglicht werden. Die 
Bereitstellung solcher Angebote wäre primär eine 
staatliche bzw. öffentliche Aufgabe, während Be-
triebe sich über die Gewährleistung von zeit-
lichen Spielräumen zum Besuch entsprechender 
Veranstaltungen beteiligen könnten.
Altersgrenzen für Formen der Bildungsfi nanzie-
rung, wie sie z.B. in Bezug auf Stipendien oder 
 BAföG bestehen, stellen ebenfalls eine struk-
turelle Einschränkung individueller Handlungs-
möglichkeiten dar. Sie basieren auf einem klaren 
Lebenslaufmodell, das die (akademische) Ausbil-
dung ausschließlich in jungen Jahren vorsieht, 
und erweisen sich so als strukturelle Einschrän-




dem sie den Zugang zu Finanzierungsmöglich-
keiten für eine entsprechende Ausbildung im spä-
teren Lebensalter verhindern. Ähnliches gilt für 
implizite oder explizite Altersgrenzen bei der Be-
setzung von Stellen im öffentlichen oder privat-
wirtschaftlichen Sektor. In beiden Fällen würde 
eine Flexibilisierung von Strukturen und ihre 
Loslösung von Altersgrenzen zu einer Erweite-
rung des individuellen Handlungsspielraums in 
der Wahrnehmung von beschäftigungsbezogenen 
Bildungs- und Entwicklungschancen im Lebens-
lauf beitragen.
Betriebliche Personalarbeit und unternehmens-
interne Arbeitsmärkte orientieren sich neben dem 
berufl ichen Status stark an den klassi schen De-
terminanten des traditionellen „3-Phasen-Mo-
dells“ des Lebenslaufs: Alter und Geschlecht. Hier 
wäre für die betriebliche Personalpolitik ein 
weites Handlungsfeld, diesen Bereich offener zu 
gestalten und stärker an den realen Beschäftigten 
mit ihren spezifi schen Lebenssitua tionen, Fähig-
keiten und Bereitschaften auszurichten. Betrieb-
liche Arbeitszeitmodelle sind neben Bildungs-
maßnahmen wichtige Ansatzpunkte, um Ange-
bot und Nachfrage nach Arbeitskraft in quali-
tativer und quantitativer Hinsicht aufeinander 
abzustimmen. Beschäftigungsoptionen können 
zudem durch eine integrierte Personal- und Or-
ganisationsentwicklung gefördert werden. Diese 
Prozesse müssen innerhalb des Unternehmens 
dia logischer gestaltet werden und kontinuierlich 
sowie intensiviert bei Veränderungen stattfi nden. 
Von politischer Seite könnten über Anreizsyste-
me gezielt Unternehmen gefördert werden, die 
eine solche Unternehmenspolitik realisieren.
Prinzip 4: 
Verbindung von Tradition und Dynamik
Die Forschung zur Entwicklung von Systemen be-
rufl icher Bildung betont ihre sog. „Pfadabhängig-
keit“ (z.B. Thelen 2004). Berufsbildungssysteme 
entwickeln sich über einen langen Zeitraum und 
einmal eingeschlagene Pfade, z.B. das Duale Sys-
tem in Deutschland, werden nicht plötzlich ver-
lassen, sondern passen sich über Veränderungen 
und Entwicklungsverläufe neuen Rahmenbedin-
gungen an. Zudem sind die Strukturen berufl icher 
Bildung stark vom jeweiligen gesellschaftlichen 
Kontext geprägt und mit anderen Teilbereichen 
der Gesellschaft verschränkt. Dies gilt insbeson-
dere für die Bereiche soziale Sicherung, Arbeits-
markt, politische Kultur und Bildungssystem. Die 
Akzeptanz der „Pfadabhängigkeit“ von Berufsbil-
dung bedeutet dennoch kein einfaches Beharren 
auf dem Hergebrachten, sondern eine Anpassung 
des Bestehenden an neue Rahmenbedingungen 
und damit eine aktive Mitgestaltung von Verän-
derungsprozessen. Für den deutschen Kontext 
folgt daraus, Berufl ichkeit als Rahmung der Be-
fähigung für Beschäftigung zu akzeptieren und 
von diesem Ausgangspunkt gezielt nach Ergän-
zungen und Entwicklungsmöglichkeiten zu su-
chen. Dies beinhaltet auch wahrzunehmen, dass 
neben der durch das Berufsprinzip gerahmten Be-
schäftigung andere Formen von Beschäftigung 
und beschäftigungsbezogener Qualifi zierung exis-
tieren, die man mit der erweiterten Perspektive 
einer „erwerbsorientierten Pädagogik“ (vgl. Kraus 
2006a) zusätzlich in den Blick nehmen kann.
Dazu zwei Beispiele: 
Die jüngste Reform des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) als Grundlage der Ausbildung im Dualen 
System hat die Bereiche vorberufl iche Bildung 
und Weiterbildung aufgewertet, indem sie stärker 
mit der traditionell im Zentrum stehenden Aus-
bildung verknüpft werden. Zum einen kommt es 
über die „Qualifi zierungsbausteine“ zu einer Ver-
zahnung von vorberufl icher Bildung und Aus-
bildung. Auf der anderen Seite können über „Zu-
satzqualifi kationen“ bereits Weiterbildungsele-
mente in die Ausbildung integriert werden. Im 
Rahmen des Dualen Systems wurde so die tra-
ditionelle Fokussierung auf die berufl iche Erst-
ausbildung ausgeweitet. Damit wurde die vor-
handene Struktur veränderten Realitäten ange-
passt, denn sowohl die Berufsvorbereitung als 
auch die Weiterbildung sind aufgrund neuer ge-
sellschaftlicher und ökonomischer Entwick-
lungen be deutsamer geworden. Zudem tragen 
diese Ver änderungen der gesetzlichen Grundla-
gen einer Dif ferenzierung von Zielgruppen Rech-





die Aus bildung erleichtert werden und zugleich 
für Leistungsstarke die Option berufl iche Ausbil-
dung attraktiv bleiben. 
Im Zusammenhang mit berufl icher Bildung 
und Beschäftigung wird Beratung zunehmend als 
eine bedeutsame Ressource für Individuen ver-
standen, so z.B. in den Empfehlungen des Inno-
vationskreises Weiterbildung für eine Strategie 
zur Gestaltung des Lernens im Lebenslauf (BMBF 
2008). Einer unabhängigen Beratung kommt ge-
rade angesichts der Reduzierung vorgegebener 
Wege und Strukturen eine wichtige Funktion für 
die Individuen zu, die Bildungs- und Erwerbs-
biografi en in zunehmendem Maße selbst gestal-
ten und diese mit anderen Lebensbereichen ver-
binden müssen. Die Gewährleistung des Zugangs 
zu Beratung, die die Individuen hierin unter-
stützt, ist daher ebenfalls ein wichtiger Beitrag für 
die Entwicklung individueller Beschäftigungs-
fähigkeit i.e.S. Die Funktion von erwerbsbezo-
gener, lebenslauforientierter Beratung liegt darin, 
die Individuen in ihrer Entwicklung zu stärken, 
ohne die bereits erwähnte Überwälzung von Ver-
antwortung vorzunehmen, indem ihnen die volle 
Verantwortung für die Realisierung von Beschäf-
tigung übertragen wird. Als neue Aufgabe geht 
Beratung dabei über die traditionellen Formen 
berufl icher Bildung hinaus und ergänzt diese in 




Die Auseinandersetzung mit Beschäftigungsfä-
higkeit hat gezeigt, dass die aktuelle Diskussion 
um diesen Begriff in Deutschland Ausdruck von 
gesellschaftlichen, ökonomischen und politi-
schen Veränderungsprozessen ist, die mit dem 
Übergang von der industriellen Arbeitsgesell-
schaft zur post-industriellen Dienstleistungsge-
sellschaft in Zusammenhang stehen und Anlei-
hen im angelsächsischen Kontext machen. 
Der aktuelle Diskurs defi niert Beschäftigungs-
fähigkeit über drei Aspekte: das Meistern der ver-
schiedenen Phasen in Bezug auf Beschäftigungs-
verhältnisse, eine fl uide, arbeitsmarktseitige Kon-
kretisierung der Inhalte und die Bestimmung als 
polyvalente Eigenschaft des Individuums. Be-
schäftigungsfähigkeit ist in diesem Verständnis 
eng mit Wett bewerbsfähigkeit verbunden und 
wird über die Realisierung von Beschäftigung 
 unter Beweis gestellt, wobei diese einseitig auf 
die individuellen Voraussetzungen zurückgeführt 
wird. So wird für Individuen ein permanenter An-
passungsdruck an die wechselnden Anforderungen 
des Arbeitsmark tes erzeugt. Dadurch entsteht eine 
Schiefl age im Verhältnis von Angebot und Nach-
frage nach Arbeitskraft, die die Verantwortung 
für Beschäftigung einseitig beim Individuum ver-
ortet und so zu einer Verunsicherung seiner Posi-
tion führt.
Es sind insbesondere zwei Gründe, die gegen 
Beschäftigungsfähigkeit als Leitbild für Arbeits-
markt- und Beschäftigungspolitik sprechen. Zum 
einen hat der aktuelle Diskurs ein verkürztes Ver-
ständnis von Beschäftigungsfähigkeit geprägt, 
das eine Individualisierung struktureller Proble-
me und eine Pädagogisierung ihrer Bewältigung 
nahe legt. Zum anderen setzt bereits der Begriff 
Beschäftigungsfähigkeit den Akzent auf das Indi-
viduum und beinhaltet damit die Tendenz zu ei-
ner problematischen Verkürzung auf die indi-
viduellen Faktoren von Beschäftigungsfähigkeit 
und Beschäftigung. 
Vor diesem Hintergrund wurde hier als Alter-
native die politische Leitlinie der „Maximierung 
von Beschäftigungsoptionen“ vorgeschlagen, die 
grundsätzlich eine individuelle Dimension (Be-
schäftigungsfähigkeit im engeren Sinne: Fähig-
keiten und Bereitschaften) mit einer strukturellen 
Komponente (Art und Anzahl von Beschäfti-
gungsgelegenheiten) verbindet. Wird beides glei-
chermaßen gefördert, steigt auch die Wahrschein-
lichkeit von Beschäftigung. Eine hieran ausge-
richtete Politik nimmt sowohl die Verantwortung 
der Individuen für den Aufbau und die Weiter-
entwicklung ihrer Beschäftigungsfähigkeit i.e.S. 
ernst als auch die Verantwortung der Unter-
nehmen für Beschäftigung und Beschäftigungs-
fähigkeit. Die Leitlinie der „Maximierung von 
Beschäftigungsoptionen“ eröffnet der Politik ak-
tive Handlungsmöglichkeiten in den Bereichen 
Bildung und Beschäftigung und verdeutlicht ihre 
Verantwortung in der Gestaltung der entspre-
chenden Rahmenbedingungen für Individuen 
und Unternehmen. Nur wenn Beschäftigungsfä-
higkeit und Beschäftigungsgelegenheiten zusam-
menkommen, erhöhen sich Beschäftigungsop-
tionen und es kann mehr Beschäftigung ent-
stehen.
Die Ansatzpunkte für eine Politik der Maxi-
mierung von Beschäftigungsoptionen liegen vor-
wiegend im Aufbau von fördernden und for-
dernden Rahmenbedingungen für Individuen 
und Betriebe: für Individuen in Bezug auf die 
 Entwicklung ihrer Beschäftigungsfähigkeit i.e.S. 
und für Betriebe in Bezug auf die Schaffung von 
Möglichkeiten für die Entwicklung individueller 
Beschäftigungsfähigkeit sowie von vielfältigen 
und dif ferenzierten Beschäftigungsgelegenheiten, 
die in verschiedenen Lebenssituationen wahrge-
nommen werden können. Eine Politik der Maxi-
mierung von Beschäftigungsoptionen ist daher 
von der Integration struktureller und individu-






Über wälzung von Verantwortung auf die Seite 
des Individuums. Sie benennt vielmehr Erwartun-
gen, Ziele und Verantwortlichkeiten und schafft 
damit für die verschiedenen Akteure Transparenz 
und Verlässlichkeit. Ferner geht sie von der Ent-
standardisierung von Lebensläufen sowie der 
 Fle xibilisierung von Beschäftigung aus und ist 
durch vier inhaltliche Prinzipien gekennzeichnet: 
• Lebenssituationsorientierung,
• Stärkung individueller Handlungsfähigkeit,
• institutionelle Flexibilisierung,
• Verbindung von Tradition und Dynamik.
Auf dieser Grundlage kann Arbeitsmarkt- und 
 Beschäftigungspolitik Beschäftigung nachhaltig 
fördern, da sie weder die individuellen noch die 
strukturellen Voraussetzungen von Beschäftigung 
vernachlässigt, sondern beide gezielt adressieren 
und verbessern kann. Sie stellt sich damit den 
Anforderungen der politischen Gestaltung des 
Übergangs zur post-industriellen Dienstleistungs-
gesellschaft, ohne die problematischen Konse-
quenzen, die in diesem Übergang vielfach für die 
Individuen liegen, zu verschärfen. Um dieses 
 Anliegen umzusetzen, sollte sie im Verbund mit 
anderen Politikbereichen, insbesondere der Bil-
dungs-, Sozial-, Familien- und Wirtschaftspolitik, 
agieren. Konkrete Ansatzpunkte hierfür wären 
beispielsweise eine Verbesserung der Zugänglich-
keit von Bildungs- und Beratungsangeboten oder 
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